
Vollen  Support  an  die  junge
GEW Berlin!
Der Berliner  Ableger  der  Gewerkschaftsjugend der  Bildungsgewerkschaft
GEW hat sich mit einem offenen Brief an ihren Landesvorstand gewandt, um
einen Erzwingungsstreik zu organisieren. Nach mittlerweile 7 Warnstreiks
und  0  Gesprächsbereitschaft  seitens  des  grünen  Finanzsenators  Daniel
Wesener wollen sie den Druck auf den Senat dadurch erhöhen, dass die
Verhandlungen für gescheitert erklärt, eine Urabstimmung eingeleitet und zu
einem unbefristeten Streik aufgerufen wird, der erst aufhört, wenn das Ziel
erreicht  ist.  Unsere  Lehrer_innen  kämpfen  dabei  für  einen  Tarifvertrag-
Gesundheit, dessen Ziel es ist, unsere überfüllten Klassen zu verkleinern. Für
sie heißt das: weniger Stress und Arbeitsbelastung. Für uns heißt das: besser
Lernen, mehr Zeit und weniger genervte Burn-Out-Mathelehrer. Lasst uns
diese Kämpfe verbinden! Wie das genau funktionieren soll,  erfahrt ihr in
unserer neuen Schüler_Innenzeitung oder auf unserer Homepage. Außerdem
findet hier den offenen Brief der jungen GEW zum Nachlesen. Streik in der
Schule, Uni und Betrieb: Das ist unsere Antwort auf ihre Politik!

Im Folgenden spiegeln wir den offenen Brief:

Erzwingungsstreik jetzt
Wir  fordern  den  Landesvorstand  auf,  die  Verhandlungen  um  den
Tarifvertrag-Gesundheit mit dem Berliner Senat für gescheitert zu erklären.
Wir,  die  streikenden  Lehrer:innen,  wollen  selbst  Einfluss  auf  die  Frage
nehmen, wie unser Arbeitskampf geführt wird. Der LV möge deshalb alle
nötigen  Schritte  für  eine  Abstimmung  über  einen  Erzwingungsstreik
einleiten.  Wir  streiken,  bis  wir  unseren  Tarifvertrag  haben!

Begründung
Die  Arbeitsbelastung  in  den  überfüllten  Klassen  unserer  Schulen  ist
unzumutbar.  Während  die  Schüler:innenzahlen  2023  weiter  ansteigen
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werden, fehlen noch immer rund 1.000 Kolleg:innen in Berlin. Noch immer
hat  der  Senat  keinerlei  Schritte  unternommen,  um  diesen  Mangel  zu
beheben.Die  Untätigkeit  des  Berliner  Senats  hat  uns  zum  Handeln
gezwungen. Mit unserem Kampf für einen Tarifvertrag-Gesundheit möchten
wir die Arbeitsbelastung für uns alle durch eine gesetzliche Verankerung von
kleineren Klassengrößen verringern. So waren wir im vergangenen Jahr mit
ganzen sieben Warnstreiks auf der Straße. Wir waren viele und wir waren
laut.  Auch  der  Landeselternausschuss  hat  sich  unseren  Forderungen
angeschlossen. Und trotzdem lehnt der grüne Finanzsenator Daniel Wesener
bis heute ab, überhaupt mit uns zu sprechen. Wir finden: Jetzt reicht’s! Wir
finden, dass wir mehr Druck machen müssen, um den Senat endlich von
seiner  Blockadehaltung  abzubringen.  Wir  finden,  dass  wir  einen
Erzwingungsstreik  zur  Durchsetzung  unserer  Forderungen  brauchen.

Während  der  Senat  unsere  monatlichen  Warnstreiks  noch  teilweise
ignorieren  konnte,  kann  die  Bi ldungsverwaltung  bei  einem
Erzwingungsstreik nicht mehr den Kopf in den Sand stecken und Augen und
Ohren  vor  uns  verschließen.  Ein  Erzwingungsstreik  ist  unser
verfassungsmäßig geschütztes Recht nach gescheiterten Tarifverhandlungen
den Druck auf  den Arbeitgeber  zu erhöhen.  Wir  fordern deshalb unsere
Verhandlungsführer:innen  Anne  Albers  (Leiterin  des  Vorstandsbereichs
Beamten-,  Angestellten-  und  Tarifpolitik)  und  Udo  Mertens  (Leiter  des
Vorstandsbereichs  Beamten-,  Angestellten-  und  Tarifpolitik)  auf,  der
Wahrheit ins Auge zu sehen: Erkennt, dass es keine Verhandlungen geben
wird,  wenn wir den Druck nicht erhöhen! Erklärt  die Verhandlungen für
gescheitert!Auf mehreren Personalversammlungen hat uns Udo versprochen,
im kommenden Jahr die „Daumenschrauben anzuziehen“. Udo, halt dich an
dein  Versprechen  und  leite  eine  Urabstimmung  für  einen
Erzwingungsstreik  ein!

Wir lassen uns nicht lähmen von der Verzögerungs- und Hinhaltetaktik des
Senats.  Wir  wollen  unseren  Tarifvertrag,  denn  unter  den  gegebenen
Umständen, weiß kaum jemand von uns, wie wir diesen Job, den wir doch alle
eigentlich irgendwo auch lieben,  die nächsten zehn Jahre weiter machen
sollen.  Lasst  uns  deshalb  gemeinsam  das  Thema  Bildung  auf  die



Tagesordnung  des  Berliner  Wahlkampfes  setzen!

Dafür wollen wir nun endlich „die Daumenschrauben anziehen“. Wir fordern
den  GEW-Landesvorstand  mit  diesen  Unterschriften  dazu  auf,  alle
notwendigen Schritte für einen Erzwingungsstreik in die Wege zu leiten und
diesen aktiv zu organisieren. Natürlich freuen wir uns auch über Solidarität
von Kolleg:innen aus anderen Bundesländern, denn die Frage von kleineren
Klassen betrifft nicht nur Berlin.

Wenn das Paket nicht kommt, ist
der Konzern schuld!
In der Deutschen Post AG wird gestreikt. Zwischen dem 18. und 20. Januar
waren über 33 Tausend Beschäftigte für 15% mehr Gehalt, sowie 200€ mehr
Ausbildungsvergütung auf der Straße. Der Konzern macht dabei kaum einen
Schritt auf die Arbeiter_innen zu.

Für einen revolutionären Bruch
der  Lohnabhängigen  mit  dem
Reformismus!
Minderheitsposition der Konferenz „15 Jahre Solid und Linkspartei“, Infomail
1211, 19. Januar 2023

Bis  150  Menschen  diskutierten  auf  der  Konferenz  „15  Jahre  Solid  und
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Linkspartei  –  Welche  Organisation  für  den  Klassenkampf?“  über  die
Notwendigkeit  eines  revolutionären Bruchs  mit  der  Linkspartei  und dem
Reformismus. Im Folgenden veröffentlichen wir die Abschlusserklärung der
Konferenz,  die  von  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Anwesenden
angenommen wurde, und die Minderheitsresolution. Die Mehrheitsresolution
basiert  auf  einem  Entwurf  der  Revolutionären  Internationalistischen
Organisation / Klasse Gegen Klasse. Die Minderheitsposition wurde von vier
Genoss:innen einbracht wurde und von der Gruppe Arbeiter:innenmacht und
von REVOLUTION unterstützt.

Für  einen  revolutionären  Bruch  der
Lohnabhängigen  mit  dem Reformismus!
Antragsteller:innen: Carlos, Pauline, Stephie (REVO, GAM), Willi (GAM)

1. Seit 15 Jahren vertieft die Partei DIE LINKE stetig ihre Perspektive der
Mitverwaltung des kapitalistischen Elends. In 13 Regierungsbeteiligungen
haben  sie  Abschiebungen,  Zwangsräumungen,  Privatisierungen,
Polizeigewalt und vieles mehr mitverantwortet. Alle Versuche, die Partei in
die Richtung einer Fundamentalopposition zu lenken, sind gescheitert. Die
Partei  und ihre  Jugendorganisationen,  die  Linksjugend [’solid]  sowie  Die
Linke.SDS sind  durch  diese  Entwicklung  in  eine  Krise  geraten.  Auf  der
Konferenz  für  einen  revolutionären  Bruch  mit  der  Linkspartei  und  Solid
haben sich Mitglieder von [‘solid!] und DIE LINKE, kürzlich ausgetretene
Genoss:innen, sowie Gruppen und Einzelpersonen aus der kommunistischen
Bewegung  versammelt.  Wir  nehmen  das  Zusammenfallen  der  Krise  der
Linkspartei  und  der  gesamten  gesellschaftlichen  Opposition  mit  einer
verschärften ökonomischen, politischen und sozialen Krise auf nationaler und
globaler Ebene als Anlass, um die praktische Vorbereitung sowie die Debatte
über  den  Aufbau  einer  Partei  der  arbeitenden  Klasse  mit  einem
fundamentaloppositionellen,  revolutionären  Programm  in  Deutschland
wieder  ins  Rollen  zu  bringen.
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Zur  Ausgangslage  in  Deutschland  und  der
LINKEN
2.  Wir  stellen  uns  gegen  den  deutschen  Imperialismus  und  gegen  die
Ampelregierung,  die  die  größte  militärische  Aufrüstung  seit  Jahrzehnten
vorantreibt,  und für die internationale Solidarität der Arbeiter:innen aller
Länder untereinander. Mit Einmalzahlungen im Gießkannenprinzip versucht
diese dem Widerstand gegen Inflation und Krieg den Wind aus den Segeln zu
nehmen. Auch in der Krise erkauft sich der imperialistische deutsche Staat
die  politische  Loyalität  von  wirtschaftlich  zentralen  Teilen  der
Arbeiter:innenklasse  mithilfe  der  Gewerkschaftsbürokratie,  um  einen
übergreifenden  Kampf  aller  Lohnabhängigen  in  Deutschland  und  auf
globalem Maßstab auf Basis gemeinsamer Klasseninteressen vorzubeugen.
So  können  die  Kosten  der  Militarisierung  auf  die  Lohnabhängigen  in
Deutschland und anderswo abgewälzt werden — wodurch Kriege finanziert
werden,  unter  denen  wiederum  vor  allem  die  Lohnabhängigen  anderer
Länder tagtäglich leiden müssen. Die Militarisierung nach außen geht auch
einher  mit  einer  Stärkung  des  Repressionsapparats  und  der
rechtsterroristischen Verankerung innerhalb derselben. Der rechte Terror im
Innern ist ein Widerhall des erstarkenden Imperialismus nach außen. Daher
kann der Aufstieg der Rechten nicht mit einer Logik des „geringeren Übels“,
der  prinzipienlosen  Unterstützung  von  „linken“  oder  „fortschrittlichen“
Regierungen  bekämpft  werden.

3.  Die Kapitalist:innen und ihre Regierungen haben der Jugend nur eine
Perspektive  des  Verzichts,  des  Militarismus  und  der  Klimakatastrophe
anzubieten. Wir schulden ihnen nichts! Anstelle der Logik des geringeren
Übels oder der politischen Resignation wollen wir eine Jugendorganisation
aufbauen, die für eine ganz andere Zukunft kämpft: Eine Gesellschaft ohne
Ausbeutung  und  Unterdrückung,  die  die  Ressourcen  dieses  Planeten
nachhaltig nutzt und statt absurder und gesundheitsschädigender Lohnarbeit
die  freie  Entfaltung  all  unserer  schöpferischen  und  kreativen  Potenziale
ermöglicht.  Wenn  deshalb  die  Regierenden  von  einer  „Zeitenwende“
sprechen und uns auf künftige Kriege im Dienste des Kapitals vorbereiten
wollen, sagen wir:  Kein Cent, kein Mensch dem Militarismus! Gerade im



imperialistischen  Deutschland  ist  es  unsere  Aufgabe,  eine  revolutionäre,
antiimperialistische Jugendorganisation an der Seite der Arbeiter:innen und
aller  Unterdrückten  aufzubauen,  die  sich  weder  dem  imperialistischen
Kriegsgetrommel der „Heimatfront“ und der NATO anpasst noch reaktionäre
Führungen wie Putin unterstützt und entschuldigt.

4. Die einzige Kraft, die nicht nur einen Kampf gegen die imperialistische
Politik der Regierung führen, sondern tatsächlich ein Ende von Ausbeutung
und Unterdrückung erkämpfen kann, ist die Arbeiter:innenklasse. Aber nicht
als  gesichtslose  Masse  ohne  Ansehen  von  Sexismus-,  Queer-  und
Transfeindlichkeit sowie Rassismuserfahrung(en), sondern im Gegenteil als
Klasse,  die  insbesondere  in  einem  Land  wie  Deutschland  auch  sehr
migrantisch ist und immer weiblicher und immer mehr offen queer wird. Sie
kann aufgrund ihrer Stellung im kapitalistischen Produktionsprozess nicht
nur die zentralen Hebel  der Wirtschaft  lahmlegen.  Sondern sie kann die
Gesamtheit aller unterdrückten Teile der Bevölkerung im Kampf gegen Staat
und Kapital anführen. Dafür muss sie sich deren Forderung zu eigen machen
und sich selbst an die Spitze der Kämpfe gegen Sexismus, Rassismus und
jeglicher  Form  von  Unterdrückung  stellen,  anstatt  nur  eine  von  vielen
gleichrangig getrennt voneinander agierenden Bewegungen zu bilden, wie es
beispielsweise die Bewegungslinke propagiert. Das wird ihr nur gelingen,
wenn  sie  die  Selbstorganisierung  der  auf  unterschiedliche  Weise
unterdrückten  Teile  der  Arbeiter:innenklasse  nicht  als  Konkurrenz  sieht,
sondern begrüßt und aktiv zu einem großen Ganzen zusammenfügt.

5.  Die  Trennung  von  Fragen  der  Unterdrückung  (Sexismus,  Rassismus,
LGBTQIA+-Feindlichkeit, Behindertenfeindlichkeit usw.) vom Kampf gegen
die  kapital ist ische  Ausbeutung  zementiert  die  Spaltung  der
Arbeiter:innenklasse. Diese ist für das Kapital funktional und wird vom Staat
und den Bürokratien in der Arbeiter:innenbewegung aufrechterhalten. Sie
steht auch der Perspektive des Kampfes für eine Gesellschaft, die frei von
jeglicher Ausbeutung und Unterdrückung ist, unmittelbar entgegen. Deshalb
haben wir nichts gemeinsam mit der populistischen Perspektive von Sahra
Wagenknecht,  die  unter  dem  Vorwand  einer  Rückkehr  zu  mehr
„Klassenpolitik“  bestimmte  Unterdrückungs-  und  Ausbeutungsformen



herunterspielt.  Die  Strategie  von  Wagenknecht  ebenso  wie  die  ihres
französischen Pendants Jean-Luc Mélenchon und La France Insoumise ist
darauf  ausgelegt,  die  Interessen  der  „weißen  Arbeiterklasse“  mit  den
Interessen  der  imperialistischen  Bourgeoisie  zu  vereinen.  Ihre  links
klingenden Phrasen sind in Wahrheit nichts anderes als die Verteidigung des
Standortnationalismus  der  Konzerne.  Anstatt  den  Rechten  das  Wasser
abzugraben,  überlässt  sie  ihnen  mit  dieser  Strategie  das  Feld.

6.  Ihre  Perspektive  teilt  die  Linkspartei  auch  mit  reformistischen  oder
linkspopulistischen  Projekten  der  vergangenen  Jahre  wie  Syriza  in
Griechenland, Podemos im Spanischen Staat oder La France Insoumise in
Frankreich,  welche  den  Klassenkampf  in  ihren  jeweiligen  Ländern  in
staatstragende Bahnen umgelenkt  haben.  Das linkspopulistische Podemos
hat ihre Opposition zur Monarchie abgelegt und setzt als Teil der spanischen
Regierung  derzeit  die  Aufrüstung  und  die  Abschottungspolitik  gegen
Migrant:innen  und  die  Zusammenarbeit  mit  Marokko  zur  kolonialen
Unterdrückung der Westsahara fort. Die linksreformistische Wahlfront Syriza
setzte 2015 an der griechischen Regierung die Spardiktate von IWF, EZB und
EU um, obwohl sie sich vorher ausdrücklich dagegen positioniert hatte. In
Griechenland zeigt sich auch, dass die EU ein imperialistischer Block ist, der
den  Interessen  vor  allem  des  deutschen  Kapitals  dient.  Sozialist:innen
müssen  die  EU  als  imperialistisches  Projekt  ablehnen,  aber  ohne  die
Perspektive der Rückkehr zum Nationalstaat — wie es beispielsweise Sahra
Wagenknecht  oder  Jean-Luc  Mélenchon  vorschlagen  —,  sondern  in  der
Perspektive der Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa.

7.  Wir  lehnen  den  zögerlichen  Umgang  der  Linkspartei  mit  ihrem
stalinistischen Erbe deutlich ab. Die stalinistische Konterrevolution in der
Sowjetunion und ihr Abdruck in der DDR und anderswo, die Unterdrückung
von nationalen und religiösen Minderheiten, Frauen und Homosexuellen, die
Sabotage der Kämpfe der Arbeiter:innen und strategische Orientierung auf
bürgerliche und reaktionäre Kräfte unter dem Vorwand der Verteidigung des
sozialistischen  Aufbaus,  der  Verteidigung  gegen  den  Faschismus,  der
nationalen  Befreiung  usw.  — auf  diesem Erbe  kann  keine  revolutionäre
Politik fußen. Ein revolutionärer Bruch mit der reformistischen Linkspartei



schließt einen Bruch mit der Toleranz gegenüber allen Erscheinungsformen
des Stalinismus als linker Spielart des Reformismus mit ein.

8. Die Krise der Linkspartei ist kein Zufall oder Produkt widriger Umstände,
sondern  eine  Konsequenz  ihrer  gesamten  Strategie.  Als  „demokratisch
sozialistische“ bürgerliche Arbeiter:innenpartei ist sie strategisch auf Wahlen
und Parlamentssitze ausgerichtet, um auf diesem Weg an die Regierung des
bürgerlichen Staates zu gelangen. Daran ändert auch nichts, dass eine kleine
Minderheit  der  Partei  Regierungsbeteiligungen  „kritisch“  sieht,  ebenso
wenig einzelne „linkere“  Ortsgruppen ihres  Jugendverbandes.  „Rebellisch
regieren“, wie es die Bewegungslinke immer wieder vorschlägt, ist nur eine
linkere  Rhetorik  für  denselben  Vorschlag.  Die  Mobilisierung  und
Organisierung  auf  der  Straße  oder  in  den  Betrieben,  Schulen  und
Universitäten  ist  in  dieser  Sichtweise  nur  ein  Druckmittel,  um
parlamentarische Mehrheiten zu erlangen. Obwohl sie sich also sozial auf die
Lohnabhängigen stützt, macht sie ihre Strategie letztlich zu einer Stütze der
kapitalistischen  Ordnung.  Gegen  diese  Strategie,  die  letztendlich  zur
Unterordnung  unter  die  Interessen  des  Kapitals  führt,  setzen  wir  die
Notwendigkeit der politischen Unabhängigkeit der Arbeiter:innenklasse vom
Kapital, von der Regierung und von den Bürokratien der Gewerkschaften, die
sie  stützen.  Für  uns  bedeutet  diese  Unabhängigkeit  keine  Summe  an
Allgemeinplätzen, sondern muss auf dem Ziel der gemeinsamen Entwicklung
eines revolutionären Programms fußen. Ein Prozess in den die verschiedenen
Differenzen, die uns trennen diskutiert werden müssen.

Das Aktionsprogramm mit dem wir gegen die
unterschiedlichsten aktuellen Krisen kämpfen
wollen
9. Angesichts der Verschärfung der Klimakatastrophe, angesichts von Krieg
und Aufrüstung, angesichts von fortgesetzter Inflation und Wirtschaftskrise
braucht  es  eine  konsequente  Opposition  in  den  Betrieben,  Schulen  und
Universitäten und auf der Straße. Sie muss für ein soziales Notfallprogramm
kämpfen, das die kapitalistischen Profitinteressen angreift  und angesichts
von  Krise,  Krieg  und  Klimakatastrophe  eine  sozialistische  Perspektive



aufwirft.  Für sofortige Preisstopps, für die automatische Angleichung von
Löhnen,  Renten,  Sozialleistungen,  BAföG,  etc.  an  die  Inflation  für  hohe
Gewinn- und Vermögenssteuern,  für die Enteignung von Immobilien-  und
Energiekonzernen in der Perspektive der entschädigungslosen Enteignung
aller Großunternehmen unter Kontrolle der Arbeiter:innen, für einen sozialen
und ökologischen Umbau des Energiesystems und der gesamten Wirtschaft,
gegen  den  Krieg,  Sanktionen  und  Waffenlieferungen,  gegen  die  100-
Milliarden-Aufrüstung.  Weder  Putin  noch  die  NATO  und  gegen  den
Militarismus  des  deutschen  Imperialismus.

10.  Um  ein  solches  Notfallprogramm  umzusetzen,  müssen  wir  eine
Einheitsfront für den Kampf gegen die Regierung und das Kapital mit allen
grundsätzlich bereitwilligen Kräften aufbauen, wobei wir uns ausdrücklich an
alle Genoss:innen an der Basis sowie in führenden Positionen der Linkspartei
richten,  die  alle  oder  einige  der  Forderungen  teilen  und  zu  einer
transparenten und diskussionsoffenen Zusammenarbeit bereit sind. Da ein
Großteil  der  Lohnabhängigen  in  Deutschland  reformistische  Illusionen
hegen, wird ein Aktionsbündnis kleiner linksradikaler Gruppierungen nicht
reichen, um die notwendige Massenkraft rund um unsere Forderungen zu
mobilisieren. Für den Erfolg einer Einheitsfront wird es aber notwendig sein,
die bremsende Rolle der SPD, der Gewerkschaften zu überwinden und ihr
eine Perspektive der Selbstorganisation und der Koordinierung der Kämpfe
gegenüberzustellen — für klassenkämpferische Gewerkschaften und für die
Selbstorganisation der Arbeiter:innen. Nicht nur in vereinzelten Kämpfen,
sondern  auch  als  Perspektive  einer  politischen  Alternative  jenseits
kapitalistischer Regierungen. Denn die Führungen unserer Gewerkschaften
zeigen aktuell wieder mit der konzertierten Aktion (regelmäßige Treffen, bei
denen sie sich mit Politik, Unternehmensverbänden und der Deutschen Bank
abstimmen),  dass  sie  lieber  mit  der  Regierung  und  den  Kapitalist:innen
schlechte Kompromisse aushandeln. Den Preis dafür zahlen wir heute als
Arbeiter:innen und als Jugendliche. Aber auch die Ausweitung befristeter
Verträge  wurde  von  unseren  Gewerkschaftsführungen  mitunterschrieben.
Gegen die sozialpartnerschaftliche Politik versuchen wir in Streiks, Kämpfe
und Bewegungen durch (Streik-)Versammlungen, imperative Mandate und
die  jederzeitige  Abwählbarkeit  von  Vertreter:innen  das  Bewusstsein  der



Lohnabhängigen  für  ihre  eigene  Macht  als  Klasse  zu  erwecken.  Um
erfolgreich  eine  revolutionäre  Perspektive  in  die  Einheitsfront
hineinzutragen,  müssen  wir  zugleich  den  Aufbau  einer  vom  Kapital
unabhängigen Massenpartei der Lohnabhängigen mit einem marxistischen,
revolutionären  Programm anvisieren,  die  die  fortschrittlichsten  Teile  der
Arbeiter:innenklasse,  wie in der Jugend, der Frauen und LGBTQIA+, der
Migrant:innen und anderer besonders unterdrückter Teile der arbeitenden
Klasse im Kampf für den Sturz des Kapitalismus und für die sozialistische
Revolution anführen kann.

11.  Die  Konferenz  sieht  sich  also  einer  doppelten  Aufgabe  gegenüber:
Einerseits die Dominanz bürgerlicher Ideologien in der Arbeiter:innenklasse
(v.a. den Reformismus) herauszufordern und andererseits eine revolutionäre
Kraft aufzubauen. Zu diesem Zweck schlagen wir vor:

a.  Die  baldige  Vorbereitung  einer  wirklich  breiten  Konferenz,  auf  der
gemeinsam mit allen interessierten Kräften — inklusive mit denjenigen, die
bisher nicht  mit  der Linkspartei  gebrochen haben — über den aktuellen
Zustand  des  globalen  Kapitalismus  und  über  die  Ursachen  und
Erscheinungsformen des Reformismus diskutiert werden soll. Darüber hinaus
wollen wir über die historischen und aktuellen Bedingungen, Probleme und
Chancen eines radikalen Bruchs mit dem Reformismus auf nationaler und
g loba ler  Ebene  reden ,  we lche  mater ie l l e  Bas i s  e r  in  der
Arbeiter:innenbewegung  hat.  Sowohl  die  Bedingungen  eines
Zusammenschlusses der kommunistischen Bewegung wie auch die Beziehung
von  Revolutionär:innen  zu  reformistischen  Kräften  sollen  ausführlich
diskutiert  werden.

b. Die Anwesenden sind sich einig, dass eine gemeinsame Intervention auf
der Grundlage der in dieser Erklärung vorgelegten Eckpunkte nötig ist, um
eine revolutionäre Opposition ins  Leben zu rufen zu können,  die  in  den
Kämpfen  außerhalb  und  innerhalb  des  Parlaments  eine  tatsächliche
Alternative  zum  Reformismus  darstellen  kann.  Um  heute  schon  das
Fundament zu legen für einen radikalen Bruch der Lohnabhängigen mit dem
Reformismus,  wollen  wir:  im  Rahmen  der  Vernetzung  für  kämpferische
Gewerkschaften (VKG) in die kommende Tarifrunde des öffentlichen Dienstes



(TVöD) mit einem Programm intervenieren, das die Forderung nach einem
realen Inflationsausgleich erhebt und mit einem weitergehenden Programm
gegen Krise, Krieg und Klimakatastrophe verbindet; Angesichts des Verrats
der  Linkspartei  am Volksentscheid  Deutsche  Wohnen und  Co.  enteignen
einerseits die politische Selbstorganisierung und Aktion der Mieter:innen als
Lohnabhängige auf allen Ebenen vorantreiben, andererseits mit einer Kritik
an der Taktik der Regierungsbeteiligung der Berliner Linkspartei bzw. an
ihrem  Umgang  mi t  dem  Vo lksentsche id  in  d ie  kommende
Abgeordnetenhauswahl treten. Dort, wo es möglich ist: Aufruf zur Wahl von
Kandidat:innen der Linkspartei, die sich auf glaubwürdige Weise gegen die
Regierungsbeteiligung  ihrer  Partei  in  Land  und  Bund  stellen,  wie  der
Genosse Ferat Koçak in Neukölln. Solche Unterstützungen müssen jedoch
mit  der Forderung des Aufbaus einer Strömung in der Partei  verbunden
werden, die den Kampf um Mehrheiten im Parlament nur als Mittel zum
Zweck  der  Enteignung  großer  Immobilienkonzerne  nutzt  und  nicht  die
Interessen  ihrer  Wähler:innen  für  die  Regierungsbeteiligung  aufopfert.
Solidarität und kritische Unterstützung des parteiinternen Flügels in ihrem
Kampf gegen die Regierungsbeteiligung, nicht zuletzt mit Marx21 in Berlin —
für einen breiten Zusammenschluss innerhalb und außerhalb der Linkspartei
für eine Fundamentalopposition!

Abschlusserklärung  der
Konferenz  für  einen
revolutionären  Bruch  mit  der
Linkspartei und [’solid]
Bis  150  Menschen  diskutierten  auf  der  Konferenz  „15  Jahre  Solid  und
Linkspartei  –  Welche  Organisation  für  den  Klassenkampf?“  über  die
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Notwendigkeit  eines  revolutionären Bruchs  mit  der  Linkspartei  und dem
Reformismus. Im Folgenden veröffentlichen wir die Abschlusserklärung der
Konferenz,  die  von  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Anwesenden
angenommen wurde, und die Minderheitsresolution. Die Mehrheitsresolution
basiert  auf  einem  Entwurf  der  Revolutionären  Internationalistischen
Organisation / Klasse Gegen Klasse. Die Minderheitsposition wurde von vier
Genoss:innen einbracht wurde und von der Gruppe Arbeiter:innenmacht und
von REVOLUTION unterstützt.

Gegen die Logik des geringeren Übels: Für den Aufbau einer von Staat und
Kapital unabhängigen revolutionären sozialistischen Kraft der Arbeiter:innen,
der Jugend, der Frauen, LGBTQIA+ und Migrant:innen!

1. Die Partei  DIE LINKE und ihre Jugendorganisationen, die Linksjugend
[’solid]  und Die Linke.SDS, sind gescheitert.  Seit  15 Jahren vertiefen sie
stetig ihre Perspektive der Mitverwaltung des kapitalistischen Elends. In 13
Regierungsbeteiligungen  haben  sie  Abschiebungen,  Zwangsräumungen,
Privatisierungen, Polizeigewalt und vieles mehr mitverantwortet. Die Partei,
all  ihre  Hauptströmungen  –  egal  ob  der  “Reformer”-Flügel  um  Dietmar
Bartsch,  die  Bewegungslinke  oder  der  Wagenknecht-Flügel  –  und  ihr
gesamter Apparat sind fest in den deutschen Staat verankert. Angesichts der
Verschärfung der Klimakatastrophe, angesichts von Krieg und Aufrüstung,
angesichts von fortgesetzter Inflation und Wirtschaftskrise, angesichts der
Stärkung  der  AfD  und  der  extremen  Rechten  sagen  wir:  Nur  eine
sozialistische Perspektive, die die Interessen des Kapitals wirksam angreift,
kann eine Antwort auf die Probleme der Ausgebeuteten und Unterdrückten
geben.  Deshalb brechen wir  mit  der  Strategie der Linkspartei  und ihrer
Jugendorganisationen und erklären unseren Austritt.

2.  Das  Scheitern  der  Linkspartei  ist  kein  Zufall  oder  Produkt  widriger
Umstände, sondern eine Konsequenz ihrer gesamten Strategie. Sie ist eine
strategisch auf  Wahlen und Parlamentssitze ausgerichtete Partei,  um auf
diesem Weg an die Regierung des bürgerlichen Staates zu gelangen. Jegliche
Veränderung  geht  laut  dieser  Strategie  von  Regierungs-  und
Parlamentsposten aus. Daran ändert auch nichts, dass eine kleine Minderheit
der Partei Regierungsbeteiligungen “kritisch” sieht, ebenso wenig einzelne



“linkere” Ortsgruppen ihres Jugendverbands. “Rebellisch regieren”, wie es
die Bewegungslinke immer wieder vorschlägt, ist nur eine linkere Rhetorik
für  denselben  Vorschlag.  Die  Mobilisierung  und  Organisierung  auf  der
Straße  oder  in  den  Betrieben,  Schulen  und  Universitäten  ist  in  dieser
Sichtweise  nur  ein  Druckmittel,  um  parlamentarische  Mehrheiten  zu
erlangen.  Unsere  Perspektive  ist  dem  radikal  entgegengesetzt:  Das
strategische Zentrum für die Veränderung der Gesellschaft – d. h. für die
Enteignung des Kapitals und die Errichtung einer Arbeiter:innenregierung in
der  Perspektive  einer  weltweiten  sozialistischen  Revolution  –  ist  der
Klassenkampf;  parlamentarische  Positionen  können  diesen  lediglich
unterstützen, nicht ersetzen. Gegen die Unterordnung unter die Interessen
des Kapitals setzen wir die Notwendigkeit der politischen Unabhängigkeit
der  Arbeiter:innenklasse  vom  Kapital,  von  der  Regierung  und  von  den
Bürokratien der Gewerkschaften und der NGOs, die sie stützen.

3.  Wir  stellen  uns  gegen  den  deutschen  Imperialismus  und  gegen  die
Ampelregierung,  die  die  größte  militärische  Aufrüstung  seit  Jahrzehnten
vorantreibt. Sie erkauft im Bündnis mit den Gewerkschaftsbürokratien und
den  Bossen  mit  kleinen  Zugeständnissen  das  Stillhalten  der  Massen
angesichts der Krise – in der Perspektive werden aber die Ausgebeuteten und
Unterdrückten  nicht  nur  hierzulande,  sondern  auch  international  für  die
militärische “Zeitenwende” zahlen müssen. Die Militarisierung nach außen
geht auch einher mit einer Stärkung des Repressionsapparats nach innen,
wie  nicht  zuletzt  die  Razzien  und  Präventivhaft  gegen  die  “Letzte
Generation” zeigen. In diesem Kontext lässt die Regierung auch den letzten
Anschein von Klimaschutz fallen, wie die anstehende Räumung von Lützerath
im Interesse des Energiekonzerns RWE zeigt – ein weiterer Beweis dafür,
dass der “grüne Kapitalismus” unmöglich ist.

4. Währenddessen stärkt sich die extreme Rechte, insbesondere im Innern
der staatlichen Institutionen (Militär, Polizei, Justiz usw.). Der rechte Terror
im Inneren ist ein Widerhall des erstarkenden Imperialismus nach außen. Die
Ampel-Regierung verstärkt den staatlichen Rassismus, baut die Polizei weiter
aus, schiebt Menschen in Kriegsgebiete ab und ist für den Massenmord an
Außengrenzen der EU verantwortlich – und setzt somit die Politik um, die von



der AfD und der extremen Rechten gefordert werden. Daher kann der Auf-
stieg  der  Rechten  nicht  mit  einer  Logik  des  “geringeren  Übels”  der
Unterstützung von “linken” oder “fortschrittlichen” Regierungen bekämpft
werden.  Die  herrschende  Klasse  und  rechte  Kräfte  machen  durch  die
bürgerlichen  Medien  die  migrantischen  Teile  unserer  Klasse  für  die
Wirtschaftskrise  verantwortlich.  Nicht  zuletzt  bei  der  rassistischen
Hetzkampagne  um  Silvester  haben  wir  gesehen,  dass  die  Medien  die
Abschiebung von vermeintlich “nicht-integrierbaren” migrantischen Kindern
und  Jugendlichen  forderten.Die  Reihen  der  multiethnischen
Arbeiter:innenklasse  in  Deutschland  sollen  durch  den  anti-muslimischen
Rassismus gespaltn werden. Es ist eine dringlichere Aufgabe denn je zuvor,
sich dagegen zur Wehr zu setzen – unter anderem auch gegen die Politik der
Rot-Rot-Grünen Regierung in Berlin, an der die LINKE beteiligt ist, die aus
Razzien in  Schischa-Bars,  Racial  Profiling in  migrantischen Kiezen sowie
Hexenjagden auf Jugendliche besteht. Wir müssen für die Abschaffung der
Geflüchtetenlager und das Recht auf eine eigene und bezahlbare Wohnung
kämpfen.  Abschiebungen  müssen  gestoppt  und  Asylanträge  anerkannt
werden.Schluss mit unterschiedlichen Behandlung von Geflüchteten je nach
Herkunftsland.  Gegen  die  Logik  der  Spaltung  von  Geflüchteten  durch
besonders qualifizierten oder unqualifizierten Teile. Arbeitsrechte und volle
Staatsbürger:innenrechte für alle Menschen, die hier leben. Auch wenn wir
bei  den  Abgeordnetenwahlen  keine  unterstützenswerte  Partei  erkennen,
kämpfen wir für das Wahlrecht aller Menschen, die hier leben. Es braucht
Kampagnen in Gewerkschaften für antirassistische Forderungen und für den
Ausschluss  der  GdP  aus  dem DGB,  was  wir  als  eine  der  Aufgaben  der
antibürokratischen und klassenkämpferischen Strömung sehen, die wir in
den Gewerkschaften aufbauen wollen.

5.  Die Kapitalist:innen und ihre Regierungen haben der Jugend nur eine
Perspektive  des  Verzichts,  des  Militarismus  und  der  Klimakatastrophe
anzubieten. Wir schulden ihnen nichts! Anstelle der Logik des geringeren
Übels oder der politischen Resignation wollen wir eine Jugend aufbauen, die
für eine ganz andere Zukunft kämpft: Eine Gesellschaft ohne Ausbeutung
und Unterdrückung, die die Ressourcen dieses Planeten nachhaltig nutzt und
statt hirnloser und gesundheitsschädigender Lohnarbeit die freie Entfaltung



all  unserer  schöpferischen  und  kreativen  Potenziale  ermöglicht.  Wenn
deshalb die Regierenden von einer „Zeitenwende“ sprechen und uns auf
künftige Kriege im Dienste des Kapitals vorbereiten wollen, sagen wir: Kein
Cent,  kein  Mensch  dem  Militarismus!  Gerade  im  imperialistischen
Deutschland ist es unsere Aufgabe, eine revolutionäre, antiimperialistische
Jugend an der Seite der Arbeiter:innen und aller Unterdrückten aufzubauen,
die sich weder dem imperialistischen Kriegsgetrommel der „Heimatfront“
und der NATO anpasst noch reaktionäre Führungen wie Putin unterstützt
oder entschuldigt.

6. Wir sind der Meinung, dass die einzige Kraft, die nicht nur einen Kampf
gegen die imperialistische Politik der Regierung führen, sondern tatsächlich
ein  Ende  von  Ausbeutung  und  Unterdrückung  erkämpfen  kann,  die
Arbeiter:innenklasse ist. Aber nicht als gesichtslose Masse ohne Ansehen von
Sexismus-, Homophobie- und Rassismuserfahrung(en), sondern im Gegenteil
als  Klasse,  die  insbesondere  in  einem Land  wie  Deutschland  auch  sehr
migrantisch  ist  und immer  weiblicher  und offen  queerer  wird.  Sie  kann
aufgrund ihrer Stellung im kapitalistischen Produktionsprozess nicht nur die
zentralen Hebel der Wirtschaft lahmlegen. Sondern sie kann die Gesamtheit
aller unterdrückten Teile der Bevölkerung im Kampf gegen Staat und Kapital
anführen. Dafür muss sie sich deren Forderungen zu eigen machen und sich
selbst an die Spitze der Kämpfe gegen Sexismus, Rassismus und jegliche
Form von Unterdrückung stellen, anstatt nur eine von vielen gleichrangig
getrennt  voneinander  agierenden  Bewegungen  zu  bilden,  wie  es
beispielsweise  die  Bewegungslinke  propagiert.

7.  Die  Trennung  von  Fragen  der  Unterdrückung  (Sexismus,  Rassismus,
LGBTQIA+-Feindlichkeit  usw.)  vom  Kampf  gegen  die  kapitalistische
Ausbeutung zementiert die Spaltung der Arbeiter:innenklasse. Diese ist für
das  Kapital  funktional  und  wird  vom Staat  und  den  Bürokratien  in  der
Arbeiter:innenbewegung aufrecht erhalten, die stets versuchen, ökonomische
von  sozialen  und  politischen  Kämpfen  zu  trennen.  Sie  steht  auch  der
Perspektive  des  Kampfes  für  eine  Gesellschaft,  die  frei  von  jeglicher
Ausbeutung und Unterdrückung ist, unmittelbar entgegen. Deshalb haben
wir  nichts  gemeinsam  mit  der  populistischen  Perspektive  von  Sahra



Wagenknecht,  die  unter  dem  Vorwand  einer  Rückkehr  zu  mehr
“Klassenpolitik” die Fragen der Unterdrückung herunterspielt. Die Strategie
von Wagenknecht,  ebenso wie die ihres französischen Pendants Jean-Luc
Mélenchon und La France Insoumise ist darauf ausgelegt, die Interessen der
“weißen Arbeiterklasse” mit den Interessen der imperialistischen Bourgeoisie
zu vereinen. Ihre links klingenden Phrasen sind in Wahrheit nichts anderes
als die Verteidigung des Standortnationalismus der Konzerne. Anstatt den
Rechten das Wasser abzugraben, überlässt sie ihnen mit dieser Strategie das
Feld.

8. Ihre Perspektive teilt die Linkspartei auch mit „neo-reformistischen“ oder
linkspopulistischen  Projekten  der  vergangenen  Jahre  wie  Syriza  in
Griechenland, Podemos im Spanischen Staat oder La France Insoumise in
Frankreich. Sie sind keine Ausdrücke des Klassenkampfes. Im Gegenteil: Sie
lenken den Klassenkampf in staatstragende Bahnen um. Podemos hat ihre
Opposition  zur  Monarchie  abgelegt  und  setzt  als  Teil  der  spanischen
Regierung  derzeit  die  Aufrüstung  und  die  Abschottungspolitik  gegen
Migrant:innen  und  die  Zusammenarbeit  mit  Marokko  zur  kolonialen
Unterdrückung der Westsahara fort. Die linksreformistische Wahlfront Syriza
setzte 2015 an der griechischen Regierung die Spardiktate von IWF, EZB und
EU um, obwohl sie sich vorher ausdrücklich dagegen positioniert hatte. In
Griechenland zeigte sich auch, dass die EU ein imperialistischer Block ist,
der den Interessen vor allem des deutschen Kapitals dient. Sozialist:innen
müssen  die  EU  als  imperialistisches  Projekt  ablehnen,  aber  ohne  die
Perspektive der Rückkehr zum Nationalstaat – wie es beispielsweise Sahra
Wagenknecht  oder  Jean-Luc  Mélenchon  vorschlagen  –,  sondern  in  der
Perspektive der Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa.

9. Der Stalinismus hat die revolutionäre Tradition weltweit, aber gerade auch
in Deutschland zutiefst beschädigt. Denjenigen, die heute aus der Krise der
Linkspartei Schlussfolgerungen ziehen wollen, raten wir dringend, auch aus
dem Erbe des Stalinismus die nötigen Lehren zu ziehen. Die Bürokratisierung
der Arbeiter:innenstaaten – nicht zuletzt der DDR –, die Unterordnung von
Fragen der Unterdrückung, die Unterstützung für bürgerliche Parteien im
Namen der  nationalen  Befreiung (sowohl  linkerer  Varianten wie  die  des



frühen Chavismus als auch die Unterstützung für reaktionäre Anführer wie
Assad  in  Syrien  im  Namen  des  „Antiimperialismus“),  die  offene  oder
verdeckte  Sabotage unzähliger  revolutionärer  Prozesse,  und die  absolute
Geringschätzung der selbstorganisierten Demokratie der Arbeiter:innen sind
nur einige Elemente, die uns dazu veranlassen zu sagen: Das ist nicht unser
Sozialismus. Im Gegenteil: Eine revolutionäre Kraft in Deutschland kann nur
entstehen, wenn sie dieses Erbe hinter sich lässt.

10. Angesichts der Verschärfung der Klimakatastrophe, angesichts von Krieg
und Aufrüstung, angesichts von fortgesetzter Inflation und Wirtschaftskrise
braucht  es  eine  konsequente  Opposition  in  den  Betrieben,  Schulen  und
Universitäten und auf der Straße. Sie muss für ein soziales Notfallprogramm
kämpfen, das die kapitalistischen Profitinteressen angreift  und angesichts
von  Krise,  Krieg  und  Klimakatastrophe  eine  sozialistische  Perspektive
aufwirft.  Für sofortige Preisstopps, für die automatische Angleichung von
Löhnen,  Renten,  Sozialleistungen,  Bafög  etc.  an  die  Inflation,  für  hohe
Gewinn- und Vermögenssteuern,  für die Enteignung von Immobilien-  und
Energiekonzernen in der Perspektive der entschädigungslosen Enteignung
aller Großunternehmen unter Kontrolle der Arbeiter:innen, für einen sozialen
und ökologischen Umbau des Energiesystems und der gesamten Wirtschaft,
gegen  den  Krieg,  Sanktionen  und  Waffenlieferungen,  gegen  die  100-
Milliarden-Aufrüstung.  Weder  Putin  noch  die  NATO,  und  gegen  den
Militarismus  des  deutschen  Imperialismus.

11. Um ein solches Programm umzusetzen, müssen wir in den Betrieben,
Schulen und Universitäten und auf der Straße eine Einheitsfront für den
Kampf gegen die Regierung und das Kapital aufbauen. Dazu ist es notwendig,
die  bremsende  Rolle  der  Bürokratien  der  SPD,  der  Gewerkschaften  und
NGOs zu überwinden und ihr eine Perspektive der Selbstorganisation und
der  Koord in ierung  der  Kämpfe  gegenüberzuste l len  –   für
klassenkämpferische  Gewerkschaften  und  für  die  Selbstorganisation  der
Arbeiter:innen.  Nicht  nur  in  vereinzelten  Kämpfen,  sondern  auch  als
Perspektive  einer  politischen  Alternative  jenseits  kapitalistischer
Regierungen. Denn die Führungen unserer Gewerkschaften zeigen aktuell
wieder mit der Konzertierten Aktion (regelmäßige Treffen, bei denen sie sich



mit Politik, Unternehmensverbänden und der Deutschen Bank abstimmen),
dass  sie  lieber  mit  der  Regierung  und  den  Kapitalist:innen  schlechte
Kompromisse  aushandeln.  Den  Preis  dafür  zahlen  wir  heute  als
Arbeiter:innen und als Jugendliche. Aber auch die Ausweitung befristeter
Verträge wurde von unseren Gewerkschaftsführungen mit unterschrieben.
Gegen diese sozialpartnerschaftliche Politik versuchen wir in Streiks, Kämpfe
und  Bewegungen  Instanzen  der  Selbstorganisation  und  der
breitestmöglichen  Demokratie  der  Kämpfenden  zu  entwickeln,  wie
beispielsweise  Streikversammlungen,  imperative  Mandate  und  die
jederzeitige  Abwählbarkeit  von  Vertreter:innen.  Wir  wollen  schon  heute
durch ein Bewusstsein erzeugen, dass Leute zu dem Schluss kommen: “Die
Bosse und die Herrschenden brauchen wir nicht, wir nehmen die Wirtschaft
selbst in die Hand und wollen den Staat stürzen.”

12. Dies kann nur der erste Schritt  hin zum Aufbau einer unabhängigen
revolutionären Partei der Arbeiter:innenklasse sein. Denn mit dem Bruch mit
der Linkspartei fängt unsere Aufgabe erst an: eine Organisation aufzubauen,
die  die  fortschrittlichsten Teile  der Arbeiter:innenklasse,  der  Jugend,  der
Frauen  und  LGBTQIA+,  der  Migrant:innen  im Kampf  für  den  Sturz  des
Kapitalismus und für die sozialistische Revolution anführen kann. Zu diesem
Zweck haben wir bei dieser Konferenz begonnen, Debatten über strategische
Lehren aus dem Scheitern der Linkspartei und über die Strategie für die
Revolution zu führen. Diese Debatten wollen wir fortführen:

a. Als Alternative zur Anpassung an den Reformismus hat sich vor über zehn
Jahren  in  Frankreich  die  Neue  Antikapitalistische  Partei  gebildet,  als
Prototyp einer „breiten antikapitalistischen Partei“, die alle Strömungen links
vom Reformismus, die sich als antikapitalistisch verstanden, sammeln wollte.
Im  Dezember  2022  hat  sich  die  NPA  infolge  der  Anpassung  der
Leitungsmehrheit  an den Reformismus/Linkspopulismus gespalten.  So hat
sich  gezeigt,  dass  die  „breite  antikapitalistische  Partei“  ohne  klare
strategische Abgrenzung und ohne strategisches Zentrum im Klassenkampf
problematisch ist. Für den Aufbau einer revolutionären Organisation ist es
wichtig, daraus die korrekten Lehren zu ziehen. Das wollen wir in weiteren
Diskussionen vertiefen.



b. Die Anwesenden sind sich einig, dass eine gemeinsame Intervention auf
der Grundlage der in dieser Erklärung vorgelegten Eckpunkte in kommende
Kämpfe möglich und nötig ist. Wir wollen:

in die kommende Tarifrunde des öffentlichen Dienstes (TVöD) mit
einem Programm intervenieren, das die Forderung nach einem realen
Inflationsausgleich erhebt und mit einem weitergehenden Programm
gegen  Krise,  Krieg  und  Klimakatastrophe  verbindet;  die  ver.di
Kampagne um die TVöD-Runde mitaufbauen, gemeinsam mit der VKG
in die Betriebsgruppen intervenieren und auf das Organisieren von
politischen  Demonstrationen  an  Streiktagen  hinarbeiten,  die  ein
solches Programm erheben:
Inflationsausgleich für alle, Anpassung aller Sozialleistungen an die
Inflation, Erlass eines Mietenstopps, DWE durchsetzen.
Milliarden Investitionen in Gesundheit, Bildung und Klima statt 100
Milliarden  in  Aufrüstung,  Einführung  von  Vermögenssteuern  und
Abgaben,
Vergesellschaftung  der  Energieversorgung  unter  demokratischer
Kontrolle der Beschäftigten und der Bevölkerung etc.,
Gegen die rassistische Hetze gegen unsere Kolleg:innen mit Flucht
und Migrationserfahrungen und für Arbeits-und Studienerlaubnis für
alle, Stopp aller Abschiebungen.
Solidarität mit Gewerkschaften und Arbeiter:innen anderer Länder,
die unter Krise und Krieg leiden. Internationale Solidarität zwischen
Arbeiter:innen, die unter gegenseitigen Sanktionen leiden.
in  allen  Kämpfen  die  Selbstorganisation  der  Arbeiter:innen
unterstützen,  wie  bspw.  aktuell  in  Kampf  der  Hebammen  in
Neuperlach  gegen  die  Schließung  ihres  Kreißsaals.
angefangen  mit  dem  Widerstand  in  Lützerath,  mit  einem
sozialistischem Programm in die Klimabewegung intervenieren und
Initiativen  aus  der  Arbeiter:innenbewegung  vorbereiten,  um  die
Arbeiter:innenklasse  als  politisches  Subjekt  im  Kampf  gegen  die
Klimakatastrophe und eine demokratisch-ökologische Planwirtschaft
aufzuzeigen.
uns  an  allen  Mobilisierungen  gegen  den  staatlichen  Rassismus,



Polizeigewalt,  Abschiebungen und extremen/faschistischen Rechten
beteiligen. An allen Orten besonders gegen die aktuelle rassistische
Stigmatisierung von migrantischen Jugendlichen stellen.
uns  an  den  Mobilisierungen  um  den  8.März  beteiligen,  darauf
hinarbeiten,  dass  bundesweite  Streikaktionen  unterschiedlicher
Bewegungen  an  diesem Tag  mit  einem feministischen  Programm
stattfinden.
uns  an  allen  weiteren  Mobilisierungen  gegen  Militarisierung  und
Krieg beteiligen, mit einer Perspektive der internationalen Solidarität
der  Arbeiter:innenklasse  gegen  die  Agression  der  kapitalistischen
Regierungen,  für  die  Notwendigkeit  des  Kampfes  der
Arbeiter:innenklasse  in  Deutschland  gegen  ihre  imperialistische
Regierung.
Uns an Mobilisierungen gegen Kolonialismus zu beteiligen, mit einer
bedingungslosen Solidarität mit dem Kampf der kolonisierten Völker
wie in Kurdistan und Palästina für ihre Befreiung, die vom deutschen
Staat  insbesondere  bekämpft  werden.  Wir  treten  für  die
Entkriminalisierung  ihrer  Widerstandsorganisationen  und  für  den
Stopp aller deutschen Waffenlieferungen an die Türkei, Israel, sowie
anderer Länder ein.
angesichts des Verrats der Linkspartei am Volksentscheid Deutsche
Wohnen und Co. enteignen, tausenden Abschiebungen, Ausbau des
rassistischen  Polizeiapparates,  weiterer  Kürzungspolitik  in
Gesundheit und Bildung usw. lehnen wir eine Wahlunterstützung für
die Linkspartei bei der Wiederholung der Abgeordnetenhauswahl ab.
Dagegen  betonen  wir  die  Notwendigkeit  der  revolutionär-
sozialistischen  Kandidaturen  abseits  der  reformistischen  Parteien,
organisieren  gemeinsam  mit  allen  Interessierten  eine  Kampagne
gegen die erneuten Regierungsbeteiligungen der LINKEN an RRG
und setzen uns für erneute Mobilisierungen für die Enteignung der
großen Immobilienkonzerne durchführen.

c. Über die konkrete Intervention in Streiks und Kämpfe hinaus wollen wir
eine politische Kraft aufbauen, die den Reformismus auf allen Ebenen – auch
auf der Ebene der Wahlen – konfrontieren kann. Wir wollen dabei keine



prinzipienlose  Fusion  verschiedener  Organisationen mit  unterschiedlichen
Strategien oder eine breite Sammlung von antikapitalistischen Aktivist:innen
ohne strategische Klarheit. Der Weg zu einer größeren programmatischen
und  strategischen  Klarheit  besteht  darin,  in  gemeinsamen  Kämpfen
Positionen auszutesten und Übereinkünften weiterzuentwickeln – aber auch
darin, beispielsweise gemeinsame Antritte bei Wahlen mit einem Programm
der Unabhängigkeit der Arbeiter:innenklasse anzustreben. Deshalb rufen die
Unterzeichner:innen alle Organisationen, die dem Inhalt  dieser Erklärung
zustimmen,  dazu  auf,  Schritte  für  den  Aufbau  einer  gemeinsamen
revolutionären Front zu gehen. Diese Front muss basieren auf gemeinsamen
Erfahrungen im Klassenkampf und der politischen Intervention in Streiks,
sozialen Kämpfen sowie perspektivisch Wahlen auf Kommunal-, Landes- und
Bundesebene.  Mit  den Lehren der Erfahrungen von Karl  Liebknecht und
Rosa  Luxemburg  s ind  wir  der  Meinung,  dass  e in  Bruch  der
Revolutionär:innen  mit  den  sozialdemokratischen  Verwalter:innen  des
Kapitalismus  nicht  nur  notwendig,  sondern  unumgänglich  ist.

Q&A:  Täterschutz  in  der
radikalen Linken – Was tun, um
das zu verhindern?
Von Leonie Schmidt

Ob  in  Berlin,  Leipzig  oder  Karlsruhe,  ob  in  der  kommunistischen
Parteijugend, der lokalen roten K-Gruppe oder im Anarcho Freundeskreis, ja
selbst in der Linkspartei: Innerhalb der (radikalen) Linken kommt es immer
wieder  zu  patriarchaler  Gewalt  (psychisch,  physisch  und  sexualisierter
Gewalt, zumeist ausgeübt durch cis Männer). Dabei flammen dann auch die
Diskussionen über den Umgang damit auf und so wurden wir nun im Q&A
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gefragt, wie man mit solchen Taten umgehen sollte. Das soll  dieser Text
etwas konkreter beantworten,  auch um einen Debattenbeitrag zu liefern.
Denn in den meisten Fällen zeigt sich, dass linksradikale Strukturen keine
allgemein festgelegte Vorgehensweise haben, um diese Fälle aufzuarbeiten,
nicht transparent mit den eigenen Genoss_Innen darüber kommunizieren,
oder  die  Anschuldigungen  gar  nicht  erst  ernst  nehmen.  Man  kann  sich
einfach nicht vorstellen, dass der stabile Genosse wirklich zum Täter werden
kann, vor allem wenn es (vermeintlich) keine Anzeichen dafür gab. Und so
b le ib t  den  Betro f fenen  (me is t  nach  e inem  gesche i ter ten
Aufarbeitungsversuch) nichts anderes übrig, als die Strukturen zu verlassen
und Demos sowie Hotspots der Linken Szene zu meiden, während die Täter
unbekümmert weiter Politik machen dürfen und bestenfalls sogar noch auf
feministische Demos, wie z.B. den Tag gegen patriarchale Gewalt 2022 in
Leipzig, geschleppt werden. Das darf aber nicht so sein, vor allem wenn wir
uns als Kommunist_Innen sonst auf die Fahne schreiben, gegen Sexismus in
all seinen Ausführungen zu sein. Wir als REVOLUTION haben daher eine
Strategie ausgearbeitet, wie wir intern mit Tätervorwürfen umgehen. Diese
wollen wir im Folgenden darstellen.

Disclaimer:  Unsere  jetzige  Position  haben  wir  über  die  letzten  Jahre
kontinuierlich  erarbeitet.  Sie  ist  das  Ergebnis  von  Debatten  über
Definitionsmacht, sowie praktischen Erfahrungen im Umgang mit sexuellen
Grenzüberschreitungen in unserer eigenen Organisation, bei denen sich auch
betroffene Genossinnen mit Kritik beteiligt haben. Dabei wollen wir ehrlich
sein: Wir haben bei diesen Prozessen auch Fehler gemacht und wir glauben
nicht,  dass  unser  Umgang perfekt  ist.  Unser  Ziel  ist  es  gewesen,  einen
demokratischen Umgang zu finden. Das bedeutet auch, dass wir nicht allen
Bedürfnissen aller Betroffenen nachkommen können.

Warum gibt es überhaupt patriarchale Gewalt
in linken Strukturen?
Wir  sind  alle  ein  Produkt  unserer  Umwelt.  Somit  hat  das  allgemeine
gesellschaftliche Bewusstsein, was patriarchal geprägt ist, Auswirkungen auf
uns und unser Verhalten, auch wenn wir uns entscheiden, uns politisch zu



organisieren.  Die gesamtgesellschaftliche Frauenunterdrückung, basierend
auf dem Idealbild der bürgerlichen Familie, unbezahlter Reproduktionsarbeit
und sexistischer Stereotypen,  sorgt  dafür,  dass Frauen als  weniger Wert
angesehen werden, während Männer die Starken sein sollen, die sich einfach
nehmen, was sie wollen. Sprüche wie „Wenn Frauen nein sagen, meinen sie
eigentlich ja“ verstärken das Bild der Frau, die alles über sich ergehen lässt,
während  der  Mann  für  Grenzüberschreitung  sogar  noch  gesellschaftlich
belohnt  wird.  Dies  wird in  Filmen und Märchen ständig vermittelt,  dass
„richtige Männer“ immer ganz genau wissen, was sie wollen und was auch
das  Gegenüber  vermeintlich  will.  Eine  fehlende  Auseinandersetzung  mit
Konsens-Konzepten in Erziehung oder während des Sexualkundeunterrichts
tut ihr übriges, denn wenn man nicht lernt, über Konsens zu kommunizieren,
ist  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  es  zu  Übergriffigkeiten  kommt,  ziemlich
hoch.  Kurzum:  Die  bürgerliche  Gesellschaft  sozialisiert  uns  mit
unterdrückerischem Verhalten  und  deswegen  ist  auch  Niemand  von  uns
„frei“ davon.

Prävention ist das A und O
Das führt uns dazu, dass es nicht reicht, erst zu handeln, wenn etwas passiert
ist. Daher haben wir als Organisation verschiedenen Ansätze zur Prävention.
Diese  können  zwar  Übergriffigkeiten  nicht  komplett  verhindern,  aber
zumindest dafür sorgen, dass wir uns kollektiv mit unseren Machtpositionen
und Verhaltensweisen auseinandersetzen.  Die SDAJ hat kürzlich in ihrem
„Statement zum Vorwurf des Täterschutzes“ geschrieben, dass jede Person
sich mit der eigenen geschlechtlichen Rolle auseinandersetzen muss. Das
mag letzten Endes richtig sein, aber es scheint,  als wäre es allen selber
überlassen,  als  gäbe  es  keine  Kontrolle  oder  gemeinsame  Diskussion
darüber. Wir haben den Ansatz, dass wir mehrmals jährlich für cis Männer
verpflichtende Reflexionstreffen anbieten. Natürlich hat dieses Konzept auch
seine  Grenzen.  Reflexion  alleine  kann  keine  lebenslang  gelernten
Verhaltensmuster beenden. Gleichzeitig ist es aber ein Mittel, sich die eigene
Sozialisierung und die Auswirkungen dessen ins Bewusstsein zu rufen und
mit  Anderen  in  den  offenen  Austausch  zu  treten,  sowie  zu  lernen,
beispielsweise über das eigene Redeverhalten oder die eigene Sexualität zu
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reden. Außerdem ist es möglich, dass Frauen, LGBTIA-Personen und anderen
gesellschaftlich unterdrückten Gruppen einen Caucus einberufen können, in
welchem  über  Unterdrückungsmechanismen  und  Vorfälle  innerhalb  der
Organisation diskutiert werden kann. Diese  Caucuse sind nur Personen der
jeweiligen  sozialen  Unterdrückung  betretbar.  Wir  wollen  damit
unterdrückten Gruppen einen Raum geben, um unter sich zu diskutieren und
Missstände zu besprechen. Sie können sowohl organisatorische, politische
als auch analytische Vorschläge an die Leitung machen und ihre Anliegen als
Kollektiv in die Organisation tragen, während wir alle gemeinsam organisiert
sind. Außerdem muss jede Person, die bei uns Mitglied werden möchte, ein
Konsensgespräch führen,  bei  welchem wir  unser  Konsensprinzip  „Nur  ja
heißt Ja!“ vorstellen und es auch eine Möglichkeit zur Reflexion gibt.

Wir wollen an dieser Stelle nicht so idealistisch sein und annehmen, dass es
deswegen  nie  wieder  Vorfälle  geben  wird  oder  wir  als  Organisation
unterdrückungsfreie  Räume  schaffen  können.  Denn  wie  bereits  erwähnt
leben  wir  in  einer  Gesellschaft,  die  stetig  unterdrückerisches  Verhalten
reproduziert. Deswegen ist es jedoch die Aufgabe einer jeden Organisation
einen Umgang damit zu finden, Vorfälle aufzuarbeiten und wenn es geht,
Personen  gar  nicht  erst  zu  Tätern  werden  zu  lassen.  Das  machen  wir,
während uns gleichzeitig bewusst ist, dass um sexistische und übergriffige
Verhaltensweisen hinter uns zu lassen, es nicht nur reicht, an uns selbst zu
arbeiten.  Wir  müssen das  Problem bei  der  Wurzel  packen,  das  gesamte
Patriachat mitsamt der Klassengesellschaft zerschlagen.

Konkreter Vorwurf und jetzt?
Zuerst einmal müssen wir jeden Vorwurf und jedes Anzeichen ernst nehmen.
Sollte also ein Vorwurf aufkommen, muss sofort gehandelt werden. Es wird
eine  Kommission  gegründet,  bestehend  aus  mehrheitlich  gesellschaftlich
Unterdrückten. Die Kommission hat dabei das Ziel, den Fall im Interesse der
Organisation zu untersuchen und ist ihren Strukturen rechenschaftspflichtig,
sowie wähl- und abwählbar. Ihre Aufgabe ist, den Fall zu untersuchen und
eine Empfehlung bzgl. des Täters an die demokratisch legitimierte Leitung
auszusprechen,  welche dann darüber entscheidet.  Im Gegensatz zu einer



Einzelperson hat das Kollektiv die Möglichkeit, darüber zu diskutieren, wie
zu verfahren ist und das Problem wird nicht bei einer Einzelperson abgelegt,
wie es in Teilen der radikalen Linken üblich ist. Die Kommission untersucht
nicht aufgrund von Misstrauen gegenüber der betroffenen Person den Fall,
da  wir  ihre  Aussage  auch  als  Indiz  werten.  Da  es  aber  manchmal
widersprüchliche Aussagen gibt oder auch das Ziel ist, herauszufinden, ob
von  der  beschuldigten  Person  weiter  Gefahr  ausgeht,  braucht  es  eine
überprüfende  Instanz.  Dabei  hat  die  betroffene  Person  viele  Rechte.
Beispielsweise  hat  sie  die  Möglichkeit,  eine  Sprecherperson  für  sich  zu
wählen,  damit  sie  nicht  zwangsläufig mit  fremden Genoss_Innen darüber
sprechen muss oder kann auch wesentlich später eine Aussage machen, falls
es ihr nicht gut geht. Ebenso kann sie auch Einspruch einlegen, wenn sie mit
dem Ergebnis der Kommission nicht einverstanden ist.

Die beschuldigte Person auf der anderen Seite wird ihrer demokratischen
Rechte  enthoben,  während  gleichzeitig  ihre  Pflichten  gegenüber  der
Organisation  bestehen  bleiben.  Dies  ist  nicht  mit  der  Schuldsprechung
gleichzusetzen, sondern gilt zum Schutz der Organisation. Dieser Zeitraum
kann  auch  unterschiedliche  Auflagen  mit  sich  bringen,  beispielsweise
Kontakteinschränkungen  um  Gossip  und  Falschdarstellungen  durch  den
Täter zu unterbinden. Hier ist aber die Mitarbeit am Kommissionsprozess
verpflichtend. Der Name von betroffenen Personen wird aus Schutzgründen
nicht genannt, während der Täter aus Sicherheitsgründen intern genannt
werden muss, um Transparenz vor der Mitgliedschaft zu gewährleisten. Wir
möchten an dieser Stelle noch einmal betonen, dass es wichtig ist,  diese
Prozesse nicht vor der Mitgliedschaft  zu verheimlichen! Natürlich dürfen
keine Details  veröffentlicht  werden,  von denen Schlüsse gezogen werden
können, wer die betroffene Person ist, oder unnötig intime Details der Tat,
die niemanden was anzugehen haben. Aber nur die (interne) Transparenz
kann helfen, Täterschutz zu unterbinden. Zeigt der Täter keine Einsicht, hält
sich mehrmals nicht an die Auflagen oder ist nicht reflexionswillig, so wird er
aus der Organisation ausgeschlossen. Hier behalten wir uns vor, die Person
an andere linke Strukturen zu outen. Dabei ist es für uns zentral, dass wir
klare Aufforderungen machen, wie die Tat aufgearbeitet werden soll, da es
uns darum geht, Druck aufzubauen, um die Aufarbeitung in Gang zu setzen,



aber auch einen Weg aufzeigen, über den ein Täter wieder zurück in die
Organisation finden kann. 

Der Kommissionsprozess dient zur Klärung des Falles, bringt der Betroffenen
an sich jedoch wenig, zumal so ein Prozess meist emotional belastend ist. Der
Fokus sollte natürlich sein, die Betroffene zu unterstützen und ihr zu helfen,
wieder ein selbstbestimmter Teil der Organisation zu sein und an politischen
Treffen  und  Aktionen  teilnehmen  zu  können.  Als  politische  Organisation
haben  wir  nur  begrenzt  Ressourcen  und  als  in  diesem  Bereich
unausgebildete Jugendliche können wir keine psychologische Aufarbeitung
gewährleisten. Daher unterstützen wir Betroffene auch bei der Suche nach
Hilfsangeboten. Auf eine andere Art und Weise verfahren wir mit dem Täter,
sobald  er  die  Tat  glaubhaft  eingestanden  hat.  Hier  stellen  wir  keine
Ressourcen für die Aufarbeitung bereit,  sondern geben Auflagen vor und
überprüfen  dessen  Stand.  Eine  Aufarbeitung  passiert  nicht  in  ein  paar
Wochen oder Monaten, je nach Intensität der Tat kann eine (aus unserer
Sicht  verpflichtende)  Therapie  nötig  sein.  Meist  fordern  wir  auch  eine
politische Auseinandersetzung mit der Tat oder das Vorbereiten von Inputs
oder  Artikeln  zum  Thema.  So  kann  die  Auseinandersetzung  mit  der
übergriffigen  Verhaltensweise  überprüft  werden  und  ob  dabei  wirklich
Fortschritte gemacht werden. Wir halten hier den Ansatz des Konzepts der
transformative  Justice  für  interessant.  Der  Täter  muss  neben  dem
glaubhaften Eingeständnis auch Anerkennen, welchen Schaden er durch sein
bewusstes Handeln angerichtet hat. Er muss die Gründe für sein Handeln
nachvollziehen  und  herausfinden,  ob  zusätzliche  Abhängigkeitsstrukturen
durch ihn geschafft wurden. Zentral ist es, Strategien aufzuzeigen, wie er
diese  Verhaltensweisen  zukünftig  verhindern  sollte.  Dahinter  steht  ein
fortschrittliches  Menschenbild:  Wir  glauben  daran,  dass  Menschen  sich
ändern  können!  Ansonsten  könnte  man  es  mit  dem Kommunismus  auch
insgesamt vergessen.

Reicht das?
Aber ein sehr wichtiger Aspekt dieses Ansatzes ist auch, dass die Community,
Szene  oder  Gruppe  in  dessen  Kontext  die  Tat  geschehen  ist,  ebenso



angesehen wird. Wurden Anzeichen übersehen? Gibt es konkrete Ansätze der
Gruppe, die so etwas verstärken können wie zum Beispiel, dass individuelle
Gewalt und besonders männlich-dominantes Auftreten als legitime politische
Mittel angesehen werden, psychische Gewalt als nicht so schlimm abgetan
wird oder es kein genügendes Verständnis davon gibt, was eigentlich schon
alles patriarchale Gewalt ist? Gibt es überhaupt Mechanismen, wo man sich
präventiv z.B. mit Konsens auseinandersetzen kann? Gibt es Möglichkeiten
zur kollektiven Reflexion? Und noch einen sehr anderen wichtigen Punkt vor
allem bzgl. Täterschutz, der von vielen vergessen wird: Gibt es sowohl für die
Mitgliedschaft  als  auch  für  Außenstehende  eine  nachvollziehbare
Ansprechperson, im besten Fall  ein Teil  der Leitung, um solche Fälle zu
melden? Um Täterschutz zu vermeiden und einen Umgang mit Gewalt zu
finden, sollten sich Organisationen diese Fragen stellen!

Insgesamt muss uns jedoch bewusst sein: Als politische Organisation haben
wir begrenzte Ressourcen für Prävention, zur Unterstützung von Betroffenen
oder zur Aufarbeitung mit Tätern. Das ist in jedem Fall – insbesondere für die
Betroffenen- ein Problem. Verursacht wird das jedoch nicht durch falsche
Schwerpunktsetzung  einzelner  Organisationen,  sondern  ist  Ergebnis  des
gesellschaftlichen Missstandes im Umgang mit  sexualisierter Gewalt.  Das
heißt: Der obig beschriebene Umgang mit sexueller Gewalt ist nicht genug.
Deswegen  muss  es  die  Aufgabe  von  Kommunist_Innen  sein,  für
gesamtgesellschaftliche Veränderungen einzustehen,  auch wenn man den
Umgang in der eigenen Organisation oder der Linken insgesamt ändern will.
Konkret heißt das: Wir können das Elend der Gesellschaft nicht auffangen,
deswegen  müssen  wir  zeitgleich  dafür  kämpfen,  dass  eine  Bewegung
entsteht, die das Problem – den Kapitalismus an der Wurzel packt, während
man auch für konkrete Verbesserungen im hier und jetzt kämpft:

Nein  heißt  Nein  reicht  nicht  aus!  Für  die  Pflicht  aktiv  sexuellen
Konsens zu suchen! Verbot einer Befragung, bei der die Betroffene
nach Kleidung gefragt wird oder ihr in irgendeiner anderen Weise die
Schuld zu gesprochen wird.
Anzeigen dürfen keine Hürden sein! Flächendeckende Anlaufstellen
zur  Meldung  von  sexueller  Gewalt!  Sofortige,  kostenlose



psychologische Betreuung, wenn gewünscht; sowie der Ausbau von
Frauen_FLINTA-Häusern! Statt Polizei Untersuchungskommissionen
bestehend aus Gewerkschaften & Betroffenenvertretungen, die vollen
Zugang zu den Mitteln der Polizei haben!
Kostenlose Rechtsberatung und Übernahme der Prozesskosten, sowie
längerfristige  Hilfeangebote  für  Betroffene  von  sexueller  Gewalt,
finanziert  durch  den  Staat!  Für  das  Recht  auf  mehr  bezahlte
Urlaubstage, sowie eine Mindestsicherung angepasst an die Inflation!
Weg  mit  den  Berufsrichter_Innen,  für  rechenschaftspflichtige,
demokratisch  wähl-  und  abwählbare  Tribunale,  die  sich  aus  der
Arbeiter_Innenklasse  und  Menschen  mit  verschiedenen
Unterdrückungserfahrungen  zusammensetzen!
F ü r  d e m o k r a t i s c h  g e w ä h l t e  u n d  o r g a n i s i e r t e
Selbstverteidigungskomitees  von  Frauen  und  LGBTIA+  in
Zusammenschluss  mit  der  Arbeiter_Innenklasse!
Für die Einrichtung und Ausbau von Rehabilitationsprogrammen für
sexuelle Gewalttäter.

Hier noch 2 weiterführende Texte von uns:

Wohin mit all den Täter?

Kampf gegen sexuelle Gewalt an Frauen: abseits des Staats, gegen ihn oder
mit ihm?

Filmkritik:  Oskars  Kleid  –
Deutscher  Film  zu
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Transidentitäten von Kindern
Der  Film  „Oskars  Kleid“  aus  deutscher  Produktion  hat  so  einiges  an
Aufmerksamkeit  auf  sich  gezogen.  Er  behandelt  in  der  gewohnt  glatten
deutschen  Ästhetik  ein  für  viele  Deutsche  sperriges  Thema,  nämlich
Transidentitäten  bei  Kindern.  Wie  zu  erwarten  war,  wird  dem Film von
konservativer  Seite  „Genderideologie“  vorgeworfen,  aber  weite  Teile  der
Trans-Community hat auch klare Kritik an dem Film. So oder so lässt sich
über den Film auf jeden Fall viel sagen, denn aus ihm spricht teilweise schon
Ideologie  oder  zumindest  eine  Anpassung an  ideologische  Vorstellungen,
aber sicherlich auf eine andere Art und Weise, als die Konservativen denken.

Außerehelicher  Sex  und
kommunistische Ideen verboten:
Wider  den  reaktionären
Gesetzen in Indonesien!
Von Jona Everdeen

Eine Meldung sorgte in den letzten Monaten im Westen für Erstaunen und
Schrecken: „Indonesien verbietet außerehelichen Sex“. Doch die Tatsache,
dass man in Zukunft in Indonesien bis zu einem Jahr ins Gefängnis kommen
kann, einfach nur weil man konsensualen Sex mit einer Person hat, mit der
man  nicht  verheiratet  ist,  ist  nur  die  Spitze  des  Eisbergs  des  neuen
indonesischen Strafgesetzes.

Und während sich die bürgerlichen Medien des Westens vor allem über die
Konsequenzen  für  Tourist_Innen  sorgen,  werfen  wir  einen  Blick  auf  die
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reaktionäre Entwicklung im viertbevölkerungsreichste Land der Welt und die
Konsequenzen, die diese für seine ungefähr 250 Millionen Einwohner:Innen
haben wird.

Was steht im neuen Gesetz?
Das neue Strafgesetzbuch, das Präsident Joko Widodo und seine Regierung
nun  final  verabschiedet  haben,  soll  in  erster  Linie  das  alte  aus  der
Kolonialzeit ersetzen.

Was grundsätzlich nach einem progressiven Schritt klingt, schließlich wirft
das  Land  somit  Reste  seiner  vergangenen  kolonialen  Unterdrückung
endgültig  ab,  wird  leider  von  dem  gegenteiligen  Inhalt  überschattet.

Nachdem das neue Gesetz bereits 2019 vorgelegt wurde und damals auf
massiven Protest stieß, wurde es noch einmal, hinter verschlossener Tür und
somit  ohne  Mitspracherecht  der  Öffentlichkeit,  überarbeitet  und  jetzt  in
„abgeschwächter  Form“  beschlossen  und  soll  ab  2025  in  Kraft  treten.
Wirklich  fundamental  hat  sich  jedoch  nichts  geändert.  Das  Verbot  von
außerehelichem  Sex  und  weitgehende  Einschränkungen  der
Meinungsfreiheit bleiben bestehen. So dürfen Präsident, Vize-Präsident und
andere  Staatsorgane  nicht  beleidigt  werden,  wobei  unklar  ist,  was  als
Beleidigung gilt und auch „Blasphemie“ ist weiterhin strafbar.

Das Verbot von Sex, nicht mehr wie zuvor nur neben der Ehe sondern auch
vor der Ehe, also das Verbot jeglichem außerehelichen Geschlechtsverkehrs,
das auch mit einem Verbot des Zusammenlebens nicht verheirateter Paare
einhergeht (darauf stehen bis zu 6 Monate Haftstrafe) trägt bereits extrem
rückschrittliche Züge, bei näherer Betrachtung wird aber noch deutlicher
was  die  Hauptintention  ist:  Unterdrückung  von  Frauen  und  LGBTQ-
Menschen.

Vor allem für letztere ist das neue Gesetz katastrophal, da Homosexuelle
nicht heiraten dürfen, ist Geschlechtsverkehrs zwischen Menschen desselben
Geschlechts jetzt grundsätzlich verboten.

Doch auch die Frauenrechte verschlechtern sich massiv. Angezeigt werden



kann  außerehelicher  Sex  nur  vom  Ehepartner  oder  einem  engen
Familienmitglied,  was  eine  sehr  deutliche  Implikation  offenbart:  Bestraft
werden  sollen  in  erster  Linie  Frauen,  die  sich  nicht  dem patriarchalen
Familienbild unterordnen und stattdessen ihr (Liebes-)Leben selbst gestalten
wollen.

Bei heterosexuellen Männern hingegen wird das neue Gesetz voraussichtlich
„Verfehlungen“  sehr  nachsichtig  behandeln,  wobei  auch  junge  Männer
natürlich in ihrer Selbstentfaltung massiv eingeschränkt werden und dazu
gedrängt  werden,  die  ihnen  zugeschriebene  Rolle  einzunehmen,  auch
Jugendunterdrückung  spielt  hier  eine  starke  Rolle.

Den  sexistischen  Charakter  des  neuen  Gesetzes  zeigen  ebenfalls  neue
Einschränkungen für Abtreibung und Verhütung, was die Familienplanung
massiv erschweren wird. So darf nur noch abgetrieben werden, wenn ein
Arzt  offiziell  eine  „medizinische  Notwendigkeit“  sieht  (wozu  auch  eine
Vergewaltigung  zählen  kann,  aber  nicht  muss).  Illegalisierter
Schwangerschaftsabbruch hingegen wird hart bestraft, sowohl für die Frau
als auch für Helfer_Innen.

Zusätzlich zu den patriarchalen und queerfeindlichen Artikeln schränkt das
neue Gesetzbuch auch die politische Freiheit massiv ein, neben dem bereits
erwähnten  Verbot  von  Beleidigung  gegen  den  Präsidenten  und  andere
Institutionen, kann es unter Umständen auch strafbar sein,  eine von der
nationalistischen Staatsideologie abweichende Gesinnung zu haben bzw. zu
vertreten.

Gegen welche Gesinnung das vor allem gerichtet ist, zeigt sich bereits in den
Gesetzen selber, denn das Verbreiten „marxistisch-leninistischer Ideologie“
wird mit bis zu 4 Jahren Haft und die Mitgliedschaft in einer „marxistisch-
leninistischen“  Organisation  sogar  mit  bis  zu  10  Jahren  Haft  bestraft.
„Marxismus-Leninismus“  wird  dabei  wohl  als  Synonym  für  sämtliche
kommunistischen  Strömungen  genutzt.

Diese  massive  Verschärfung  antikommunistischer  Verfolgung  steht  in
Indonesien in einer extrem blutigen Tradition. So wurden 1965-66 unter der



Führung  des  Militärdiktators  Suharto  insgesamt  ungefähr  1  Millionen
(mutmaßliche)  Kommunist_Innen  und  angehörige  der  chinesischen
Minderheit,  die  man  pauschal  unter  Generalverdacht  stellte,  ermordet.
Außerdem wurde die damals  drittgrößte kommunistische Partei  der Welt
durch  die  unmittelbare  Verfolgung  und  das  strikte  Verbot  jeglicher
kommunistischer Organisierung vernichtet. Der Putsch Suhartos und auch
das Massaker wurden damals aktiv unterstützt von USA und BRD, unter
anderem mit Geld und Waffen, aber auch ideologisch. Der damalige BRD-
Botschafter lobte in Jakarta einen der führenden Treiber des Massakers als
„einen der fähigsten und energischsten Antikommunisten“, während das US-
Außenministerium das  Massaker  als  neben  dem Vietnamkrieg  wichtigste
Maßnahme zur Einschränkung des Kommunismus in Asien positiv erwähnte.

Nachdem es gelang, die Diktatur 1998 zu stürzen, legalisierte der liberal-
muslimische   Reformpräsident  Abdurrahman  Wahid  wieder  die
kommunistische Organisierung und bat  die  Opfer  und Überlebenden des
Massakers um Vergebung. Doch mit der neuen Gesetzesänderung setzt sich
die Verfolgung wieder fort und Kommunist_Innen müssen fürchten, harten
Repressionen in dem Land ausgesetzt zu werden, wo ihre Genoss_Innen 60
Jahre zuvor in Massen ermordet wurden.

Der Rechtsruck bleibt global
Das reaktionäre neue Gesetz kommt sicherlich nicht aus dem Nichts. Es reiht
sich ein in eine Politik, die von kritischer Aufarbeitung der Diktatur und ihrer
Verbrechen spätestens seit der Entmachtung von Wahid nichts wissen will
und  in  der  signifikante  Teile  der  Bürgertums  immer  noch  Suharto  als
Nationalhelden ehren.

Das Militär, das damals Stütze der brutalen Diktatur war, hat nach wie vor
starke Macht auch über die verschiedenen Regierungen hinweg. Es begeht
immer noch regelmäßig Kriegsverbrechen im von Indonesien besetzten West-
Papua,  welche  von  der  Regierung  zwar  nicht  legitimiert  aber  geduldet
werden.

Auch Polizeigewalt ist in Indonesien massiv verbreitet: Erst kürzlich starben



über hundert  Menschen,  nachdem die Polizei  nach einem Platzsturm bei
einem Fußballspiel massive Mengen an Tränengas eingesetzt hatte, was dazu
führte,  dass  die  Opfer  in  den Innenräumen des  Stadions  erstickten.  Die
Polizei gab daraufhin die Schuld den „randalierenden“ Fans.

Doch ein weiterer Faktor ist vermutlich noch wichtiger als die autokratische
Geschichte und ihre Kontinuitäten: Die aktuelle neoliberale Politik Präsident
Widodos und der Widerstand gegen diese.

Er  führte  2020  ein  Gesetz  zur  Aufhebung  von  Arbeitsrechten  ein  und
Student_Innen  sowie  mehrheitlich  junge  Arbeiter_Innen  antworteten  mit
massiven  Protesten,  die  damals  ebenfalls  mit  massiver  Polizeigewalt
niedergeschlagen  wurden.

Die  reaktionären  Gesetzesverschärfungen  können  also  auch  als  Antwort
gesehen werden auf den Widerstand der Arbeiter_Innen gegen neoliberale
Politik zugunsten der inländischen wie imperialistischen Bourgeoisie. 

Zu befürchten steht, dass das Inkrafttreten des Gesetzes im Jahre 2025, ein
Jahr nach offiziellem Ende des zweiten Amtszeits Widodos, den Grundstein
für  eine  neuerliche  bonapartistische  Diktatur  legen  könnte.  Der  Westen
würde diese sicherlich abermals unterstützen, da er Indonesien als (auch
militärisches) Bollwerk gegen seinen imperialistischen Rivalen China sichern
will.

Doch die gute Nachricht ist: Bis 2025 ist noch Zeit. Um ein solches Szenario
noch zu verhindern, müssen sich Proletariat und Jugend organisieren und
gemeinsam  mittels  eines  Generalstreiks  das  Inkraftreten  des  Gesetzes
verhindern und Widodos neoliberale rechte Regierung zu Fall bringen. Dazu
könnte es auch nötig, sein Arbeiter_Innen-Milizen zu gründen um sich gegen
einen in so einer Situation vermutlich versuchten Militärputsch wehren zu
können

Wir sind solidarisch mit dem indonesischen Proletariat, der queeren
Community und der Jugend, und fordern in diesem Sinne von der
deutschen Regierung, jedwede erneute Unterstützung eines rechten
Regimes in Indonesien, sei diese in Form von Waffenlieferungen oder



Tolerierung von Menschenrechtsverbrechen, zu unterlassen!
Auch fordern wir einen Schuldenschnitt für Indonesien wie für alle
Länder des globalen Südens, damit diese in der Lage sind, sich von
imperialistischen Kräften unabhängig zu entwickeln!
Gegen  reaktionäre  Tendenzen  wie  sie  im  Zuge  des  Rechtsrucks
überall auf der Welt auftreten, gilt unser entschiedener Kampf, ganz
gleich ob in Indonesien, den USA oder Deutschland!

Lützerath ist gefallen, doch was
haben wir gewonnen?
Nachdem die Großdemo am 14.01 vorbei ist, Lützerath vollständig geräumt
ist  und  auch  die  Blockaden zu  Beginn  der  Woche  vorbei  sind,  sind  die
meisten (aber längst nicht alle!) Aktivist_Innen wieder zuhause. Wir haben
also Zeit uns aufzuwärmen und die vergangenen Tage (oder Wochen; für
manche sogar Jahre) Revue passieren zu lassen. Was haben die vielfältigen
Aktionen gebracht? War Lützerath eine Niederlage oder ein Sieg für uns?
Unsere Einschätzung findet ihr in diesem Artikel.

Lützerath hat uns stärker gemacht
Die  Aktionstage  haben  viele  Leute  auf  die  Beine  gebracht.  Obwohl  alle
Altersgruppen vertreten waren, kann angenommen werden, dass viele der
Aktivist_Innen Jugendliche waren, die sich im Rahmen von Fridays for Future
politisiert  haben.  Allen  Menschen bundesweit  wurde  in  NRW vor  Augen
geführt, dass der Staat für die Profitinteressen des Kapitals bereit ist, brutal
gegen die Umweltbewegung vorzugehen. Außerdem ist das Vorgehen von
RWE  und  der  Rückendeckung  durch  den  Staat  ein  politischer  Skandal
sondergleichen,  inklusive  tendenziöser  Studien  und  Bruch  des  Pariser
Klimaabkommens.  Das hat  die Menschen wütend gemacht und sicherlich
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auch zusammengeschweißt und radikalisiert. Dies hat man nicht zuletzt auch
daran gesehen, dass die Parole „RWE enteignen!“ sehr präsent war.

Denn  Lützerath  hat  wieder  einmal  klargestellt,  dass  eine  nachhaltige
Umweltpolitik  nicht  das  Ziel  der  Landes-  oder  Bundesregierung  ist.  Die
Grünen,  welche  sowohl  im Bund als  auch  auf  Landesebene  mitregieren,
haben diese Politik direkt mitzuverantworten. Hoffen wir, dass nun auch die
letzten  Menschen  ihre  Hoffnung  auf  diese  Partei  aufgeben.  Dass  die
Regierungen ihre Politik ändern,  können sie anscheinend nur mit  Zwang
erreichen. Auch das wurde in Lützerath offensichtlich. Dafür müssen wir uns
natürlich auch militant gegen die Polizei durchsetzen. Das war sicherlich
eine  zentrale  Errungenschaft  von  Samstag,  dass  die  Bewegung  eine
massenhaft Widerständigkeit erreichen konnte: Ketten bilden, Anweisungen
widersetzen, Bullenketten durchbrechen. Wären wir am Wochenende noch
mehr und noch militanter gewesen; Lützerath würde noch stehen und die
Bullen würden immer noch im Schlamm feststecken!

Lützerath geräumt, Kohle wird abgebaggert
Doch wir müssen wir feststellen, dass Lützerath geräumt ist und in sehr
naher Zukunft den gewaltigen Kohlebaggern weichen wird. Insofern muss die
Besetzung Lützeraths isoliert betrachet als gescheitert angesehen werden.
Wahrscheinlich  hätten  auch  doppelt  so  viele  militante  Menschen  die
Räumung  Lützeraths  wahrscheinlich  nur  weiter  verzögert,  nicht  aber
verhindern können. So sehr wir die Fähigkeiten, den Kampfgeist und den
Mut  der  Besetzer_Innen  des  Hambi,  des  Danni  oder  jetzt  Lützeraths
bewundern,  letztlich  ist  diese  Politik  in  jedem  dieser  Fälle  gescheitert.
Vielfach wurde auf diese Aussage hin argumentiert, dass durch die Aktionen
die Umweltfrage in das Bewusstsein vieler Menschen gerückt ist und noch
mehr (aktive) Unterstützer_Innen gefunden hat. Das stimmt zwar sicherlich
und ist auch ein Verdienst dieser Aktionen. Doch es ist nur ein erster Schritt,
denn: Was folgt auf die Öffentlichkeit und was sollen die so neu politisierten
Menschen jetzt machen?



Perspektive
Wir glauben nicht, dass einfach nur die Besetzer_Innenszene größer werden
muss, damit sie erfolgreich sein kann. An den Aktionen können sich aufgrund
der Strapazen nämlich quasi nur junge Leute beteiligen. Außerdem muss
man für eine längere Besetzung den Job kündigen oder man muss Student_In
mit ausreichend finanzieller Unterstützung sein. Mit Kindern kann man auch
nicht  bei  allem  dabei  sein.  Zudem  haben  viele  Leute  Angst  vor  der
Repression oder vor der physischen Gewalt der Polizei. Besetzungen sind
also  nur  für  einen  kleinen  Teil  der  Bevölkerung eine  Option.  Wenn wir
gewinnen wollen, müssen aber viel mehr Menschen aktiv werden. Außerdem
sind die Besetzungen auf kleine, einzelne Orte konzentriert.  Lützi  alleine
reicht nicht, wenn irgendwo anders Kohle abgebaggert, neue Gasterminals
gebaut, Atommeiler weiter betrieben werden und e.on, statt in erneuerbare
Energie zu investieren, Geld an seine Manager und Aktionäre ausschüttet?

Was wir damit sagen wollen, ist, dass der Kampf immer und überall geführt
werden muss. In den Betrieben, in den Schulen, in Unis, auf der Straße. So
kann jede  Person  kontinuierlich  aktiv  sein  und  sich  in  Bezug  setzen  zu
anderen Missständen der Gesellschaft. Besonders wichtig ist es dabei den
Kampf in die Betriebe zu tragen. Dort sind nämlich die Menschen, die mit
ihrer  Streikmacht  wirklich  politische  Forderungen  durchsetzen  können.
Glaubt  ihr,  dass  RWE  Lützerath  abbaggern  würde,  wenn  sich  die
Arbeiter_Innen  der  Kohlekraftwerke  weigern  würden,  diese  Kohle
anschließend zu verbrennen? Auch Streiks in anderen Sektoren können dazu
genutzt werden, politische Forderungen in der Klimafrage zu erzwingen.  

Forderungen, wie die Streichung der Schulden des globalen Südens, mehr
Investitionen  in  erneuerbare  Energien  oder  kostenloser  öffentlicher
Nahverkehr sind anschlussfähige und zentrale Forderungen zur Verbindung
von Kämpfen. Doch auch diese können nur durch mächtige Streiks im ganzen
Bundesgebiet  erkämpft  werden.  Besetzungen  können  und  müssen  einen
solchen Kampf natürlich unterstützen, sollten aber nicht das alleinige Ziel
der Umweltbewegung sein.

Lützerath ist gefallen, aber der Kampf geht weiter. Wir haben in Lützerath



gezeigt, dass wir groß und militant sind. Lässt uns diese Größe und Militanz
nun wieder in unsere Städte tragen, damit die Regierung und das Kapital gar
nicht erst wieder zu Atem kommt!  

Lützerath,  Luisa  Neubauer  und
die Heuchelei der Grünen
Die  Grünen  regieren  nun  in  der  Bundesregierung  und  in  einigen
Bundesländern,  darunter  NRW,  in  denen  gerade  ein  großer  Kampf  der
Umweltbewegung  gegen  die  herrschende  Klasse  und  ihre  Regierung
ausgefochten  wird.  Sind  die  Grünen  dabei  eine  Unterstützung  für  die
Klimabewegung? Mitnichten! Die Grünen entpuppen sich an der Regierung
tatsächlich  als  eine  Partei,  die  rücksichtslos  die  Interessen  der  großen
Energiekonzerne vertritt. Das hat sie in NRW bereits bewiesen, als sie in
Koalition mit der SPD die Abholzung des Hambacher Forstes genehmigte.
Auch die teilweise Abholzung des Dannenröder Forstes in Hessen für den
Bau  einer  Autobahn  oder  die  momentan  stattfindende  Rodung  des
Fechenheimer Waldes unter der schwarz-grünen Landesregierung sind allen
Klimaaktivist_Innen geläufig.

Grünes  Regierungsprogramm:  Krieg  und
Umweltzerstörung
Kaum an  der  Bundesregierung  haben  die  Grünen  ihre  Versprechen  von
Klimagerechtigkeit  und Frieden über Bord geworfen.  Das Produkt  waren
gewaltige Waffenlieferungen in das heißeste Kriegsgebiet der Erde (Ukraine)
und historische Sanktionen gegen Russland, unter welchen vor allem die
russischen Arbeiter_Innen leiden und nicht die Machthabenden. Die Folgen
der  damit  einhergehenden  Energiekrise  waren  schmutzige  Gas-Deal  mit
Katar und ein noch schmutzigerer Öl-Deal mit einem Land, welches 2021
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einen  völkerrechtswidrigen  Angriffskrieg  führte:  Aserbaidschan.  Die
momentane  Energiekrise  muss  jetzt  sogar  als  Begründung  für  die
Abbaggerung  Lützeraths  herhalten!  Zynischer  geht  es  kaum.

Luisa Neubauer: Linke Flankendeckung
Als die Lage in Lützerath kritisch wurde, machte sich die „Klimaaktivistin“
Luisa Neubauer auf den Weg zum Dorf, um den Protesten beizuwohnen. Man
könnte meinen, sie würde mit ihrer Prominenz die Proteste unterstützen.
Allerdings hat sie mit ihren Karriereambitionen und dem damit verbundenen
Eintritt in die grüne Partei längst die Seiten gewechselt. Ihre Taktik besteht
darin, die Umweltbewegung in den Staat zu integrieren, indem sie radikale,
antikapitalistische Positionen bekämpft und versucht, die Umweltbewegung
zu einer auf der Straße aktiven Wähler_Innenbasis der Grünen zu machen.
Sie will uns also dazu bringen, eine Partei zu unterstützen, die überhaupt
erst  für  die  Umweltkrise  verantwortlich  ist!  Eine  solche  Politik  ist  für
gefährlich für die Umweltbewegung, weil sie die Tatsache verschleiert, dass
der Staat kein Gehilfe, sondern der Feind im Kampf für eine nachhaltige
Umweltpolitik ist. Die grüne Partei hat das, wie oben beschrieben, immer
wieder unter Beweis gestellt. Da das Land NRW 50,1 % an der REW Power
AG besitzt, sind hier Kapital und Staat sogar direkt verbunden und vertreten
deshalb auch dieselben Interessen. Wie sehr ihr dieser Verrat selbst bewusst
ist, ist letztlich unerheblich. Entscheidend ist, welche Folgen ihr Handeln für
die Umweltbewegung hat.

Taktik der Grünen in Lützerath
Die Grünen sind sich sehr wohl dieser Problematik bewusst und haben die
Polizei  deshalb  zunächst  zurückhaltend  agieren  lassen.  Sie  wollten
sicherstellen,  dass  die  Presse  berichtet,  als  ob  die  Gewalt  von  den
Besetzer_Innen  ausgehen  würde.  Räumungspanzer,  Wasserwerfer  und
hunderte  vermummte  und  behelmte  staatliche  Schläger  entlarven  diese
Taktik  aber.  Schnell  war  auch  die  Lüge  von  einem  Molotov-Cocktail
aufgetischt. Seitdem wird die Räumung mit Schlagstock, Pfefferspray und
schwerem Gerät  erbarmungslos  durchgeführt.  Die  Grünen setzen einfach



darauf, dass die Menschen ihre Doppelmoral bald wieder vergessen haben.
Landtagswahlen in NRW sind sowieso erst wieder 2027. Außerdem können
sie teilweise damit rechnen, dass ihre Basis bereits soweit verbürgerlicht ist,
dass viele ihrer Wähler_Innen die Räumung zumindest akzeptieren, da sie
das Märchen glauben, dass die Kohle unter Lützerath für die Sicherstellung
der Energieversorgung essentiell sei.

Wie also mit den Grünen umgehen?
Wir sollten jede Einflussnahme der Grünen auf die Proteste entschieden als
Heuchelei  zurückweisen.  Wenn ehrliche und aufrechte Aktivist_Innen der
Grünen  die  Proteste  in  Lützerath  unterstützen,  dann  begrüßen  wir  das
natürlich. Allerdings müssen wir mit ihnen ins Gespräch kommen und sie
davon überzeugen, dass nur ein Bruch mit den Grünen die Umweltbewegung
zum Erfolg führen kann. Gemeinsame Aktionen mit der Arbeiter_Innenklasse
wie Demos, Besetzungen und vor allem Streiks können die Regierung und die
Konzerne  in  die  Knie  zwingen.  Ein  Hoffen  auf  die  grüne  Partei  und
einsichtige Politiker_Innen kann es nicht.

Lützerath  bleibt!  Gegen  die  Zerstörung  von  Wohnraum  und  die
Vertreibung von Menschen für die Profite der Energiekonzerne!
Für eine nachhaltige Energiewende unter Arbeiter_Innenkontrolle!
Aufbau  einer  internationalen  und  antikapitalistischen
Umweltbewegung  jetzt!  Streiks  und  Besetzungen  durch
Arbeiter_Innen, Schüler_Innen, Studierende und alle Unterdrückten
dieses Systems!

Youth and Militarization
A  resolution  passed  by  the  international  delegates  conference  of  the
communist  youth  organization  REVOLUTION
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Declaring war on war: No to the increasing militarization!

There is war: whether in Yemen, Myanmar, Kurdistan, or Ukraine. Wherever
war rages, it destroys our livelihoods, drives millions of people from their
homes,  and  brings  death.  And  in  between  destruction  and  weapons
production, heated up by the interests of the profiting parties, we young
people are the ones who have to cope with the consequences of this chaos.
But simply hoping for peace will not help us, because warlike conflicts and
military budgets have steadily increased in recent years. In particular, the
Russian  war  of  aggression  on  Ukraine  represents  a  new quality  of  the
conflict. This war is an escalation of the imperialist conflict between Russia
and NATO and bears the danger of escalating even further. We say clearly:
No  to  the  imperialist  invasion  of  Ukraine  by  Russia,  for  an  immediate
withdrawal of all Russian troops! But equally, we oppose the influence of the
NATO powers, which only want to expand their own influence at the expense
of the Ukrainian population. because this conflict is inciting young people in
particular.In the end, they only have two options: to fight at the front or to
desert. We take the side of the Ukrainian youth and the workers‘ movement
against  the  Russian  war  of  aggression,  with  the  aim  of  building  up  a
resistance that is politically independent of NATO. The effects of the war do
not stop at the borders of Ukraine or Russia, but are felt worldwide. The war
is driving up inflation, causing energy and food prices to skyrocket. This
should not be our future! But if we want to fight effectively against war and
its consequences, we must first ask ourselves: Why does war exist at all? And
why has there been an increase in warlike conflicts in recent years? 

The strongest wins

The world we live in is completely subjected to capitalist production and the
logic of profit. There is no land, no raw material on earth, that does not
belong  to  a  capitalist.  This  is  a  characteristic  of  the  highest  stage  of
capitalism, imperialism. Even if everything is divided, competition still exists
between  different  capitalists  as  well  as  different  nation  states.  They
sometimes have no choice but to wage wars over economic routes (the West
African coast), economic spaces (Mali), or geostrategic spheres of influence
(Ukraine,  Syria,  Afghanistan)  in  order  not  to  fall  behind.In  some crises,



however, profits are too low for capitalists to want to invest in their own
production,  in  which  case  it  may  be  worthwhile  for  them  to  destroy
competing productive forces in a war. In short, the policy of recent years is a
sharpened  form  of  economic  competition,  and  war  is  ultimately  the
continuation  of  this  policy  by  other  means.

Capitalism has the compulsion to always accumulate ever more profit,  to
open ever newer markets, and to obtain ever cheaper labor. The imperialist
blocs have the urge to escalate conflicts between them ever further in order
to destroy competing capital and productive forces. Both will inevitably lead
to war. If we are to fight against these forces, we must look at their role at all
levels of the global system. Fighting wars is thus always synonymous with
fighting capitalism!

Crisis

Crises  act  as  accelerators  in  this  process,  as  they  increase  competition
between the individual factions of capital. So it is no wonder that military
spending has skyrocketed in the last 10 years and international conflicts are
on the rise again.  After  all,  the global  economic crisis  of  2007/8 is  still
shaping current events. At that time, bailout plans were created for capitalist
states to end the crisis. Thus, we have been witnessing a long-standing low
interest rate policy of the U.S. Federal Reserve and the European Central
Bank, government stimulus programs of the Chinese state, and the growth of
new speculative bubbles. Instead of capital being destroyed in the crisis, its
costs were passed on to the working class, and further crises were artificially
delayed  by  means  of  the  rescue  plans.  The  consequences  were  massive
impoverishment and indebtedness, an international shift to the right, and
increasing  competition.  With  the  collapse  of  the  international  economy
during the Corona pandemic, the situation has now worsened again – and the
struggle for the redivision of the world has been further fueled. The main
conflict here is between the U.S. and China, who are fighting over who will
be the dominant force on the world map. At the same time, however, other
forces are also getting into the mix, trying to save themselves from going
under in the context of the competition. 



Bloc formation and the threat of conflict

Thus, in the wake of the Ukraine war, NATO, which was thought dead, has
re-formed – and even expanded to include Finland and Sweden. In addition,
imperialist states such as Germany and the EU as a whole have moved closer
to the United States in the wake of the war of aggression. Even if ultimately
each  side  fights  for  itself,  different  blocs  are  forming  in  the  current
showdown.  Not  every  power  can  be  fully  counted  towards  a  bloc.  The
struggle for spheres of influence also generates forces such as India and
Pakistan, which cannot assert their interests internationally on their own, but
try to make the best of it through shifting alliances. However, even if the bloc
formation is not yet complete, it is certain that confrontations will increase
due to the sharpened struggle for control. Where the confrontations will take
place is not clear, but looking at the bloc formations and the world economic
crisis, some regions more than others may become more and more the scene
of confrontation. In addition to Ukraine, Taiwan is another country that is
repeatedly targeted by the superpowers China and the United States. Taiwan
is denied its national independence by the Chinese, because Xi Jinping, who
is  currently  struggling  with  recurring  unrest,  is  beating  the  drum  of
chauvinism more and more before the upcoming elections. In addition, China
has been trying to establish a new Silk Road on land and water for several
years,  sometimes  with  great  success,  and  is  making  many  semi-colonial
countries dependent on it. The dwindling power and influence of the USA in
North Africa, the Middle East, and parts of Asia, leads to a power vacuum on
the one hand, and on the other, leaves the door open for other imperialist
powers. However, it should be clear to all of us that this struggle will not
take place without military means.

More money for death

A look at arms spending also shows us this: in 2020, global military spending
will  reach a new record: according to the Stockholm International peace
research institute Sipri,  it  will  be $1.981 trillion, more than ever before.
That’s $5.4 billion per day and $226 million per hour. If the amount spent per
hour on military spending were spent on hunger in a year, world hunger
could be eliminated in 15 years.[1] The United States spends 39% of all



military  spending worldwide ($778 billion).  Next  in  line  is  China,  which
within the last decade (since 2011) increased its defense spending by 76% to
$252 billion, covering 13% of global spending. Germany is also increasing its
military spending, to $52.8 billion, an increase of 5.9%, It has thus increased
its spending even more than the U.S. compared to last year, ranking 7th
behind China,  India,  Russia,  the UK, and Saudi Arabia.  Japan is  another
example of the ongoing militarization of the world. The country has already
softened its pacifist foreign policy in recent years, and in 2022 it will again
massively increase its military budget. The figures speak for themselves, and
make it clear: the imperialist states are arming themselves and preparing for
coming wars.

Future: Cannon Fodder?

All these developments show that „the good life“ is not automatically part of
our future if we don’t do anything for it. We young people, in particular, are
frequently sent to the frontlines first, while a wave of nationalism tries to
persuade us that it is in our best interests to die for the fatherland. However,
we saw during the pandemic that nations do not act in our best interests. The
economy was shrinking; the health sector was collapsing in many countries –
but instead of investing in it, arms spending kept growing and growing. And
this is just one of countless examples that should make this clear: the wars
that are currently being waged are wars of capital. They occur in order for
the ruling class to secure their own profits. But advertising and the obligation
to die are routine for many of us.  Because youth is an essential  part of
armies.  We  are  not  yet  completely  part  of  the  productive  process,  can
therefore be drafted without great losses for the economy, and often do not
even have to be paid. The fact that the youth have no say in political issues
and social decisions makes it deliberately difficult for resistance to arise or
be formulated.

Bitter Truth: Youth in the Crossfire

Currently, 250,000 children and young people around the world are deployed
as soldiers in armed conflicts, both by regular armies and by rebel groups.
They  increasingly  form  an  integral  part  of  the  military  infrastructure,



whether as regular foot soldiers, as spies, as information transmitters, or in
other  emerging  activities.  In  addition,  it  is  often  forgotten  that  sexual
violence is always on the rise in military conflicts and is also used specifically
as a weapon of war. For example, 5 to 20 percent of child soldiers are girls,
who are mainly used as forced prostitutes[2]. In this context, mass rape is the
highest form of violence and unfortunately a recurring weapon, especially in
massacres, wars against minorities, etc. Myanmar (2017), Ethiopia (2021/22),
and the Democratic Republic of Congo (since 2007) are sad examples of our
time, in which several thousands of women have been raped to break the will
of the people and dehumanize them in the most brutal way. 

Thus, in 2022, there are 67 countries in the world where there is compulsory
military service[3]. It can be seen that most countries in the world have some
form of  army,  but  they differ  mainly  in  the way they recruit.  Countries
without conscription often have large recruitment campaigns and various
offers that provide both affordable opportunities for education and the option
to serve in the military for life. In addition, some countries have de jure
conscription, which means that men, and in some countries women, must
enlist in the military between a certain age and are recruited when „needed.“
Currently, however, sufficient volunteers enlist in most countries, so this is
implemented in very few cases.

In  Europe,  only  Denmark,  Sweden,  Finland,  Estonia,  Cyprus,  Greece,
Switzerland and Austria currently have compulsory military service, but in
light of the Ukraine war, several more countries are considering reforming
their military services. Latvia was the first country to introduce conscription
at the beginning of July due to the war. A draft law on the matter is expected
to be passed by parliament next year. The Minister of Defense Pabriks makes
this clear in his statement about the reintroduction: „This should reduce the
risk that Russia will attack Latvia at will „[4]. That other countries will follow
is  certain,  in  most  countries  of  the  EU  (e.g.  the  Netherlands)  the
strengthening of their own armies has been discussed, and studies about the
reintroduction of military service have been commissioned. Germany has not
remained silent in the debate either. Voices have been raised from the ranks
of all  parties calling for the reintroduction of conscription, which in this



context is a vote for the progression of militarization.

War to war: not a cent, not a human to militarism!

We don’t want to be cannon fodder or watch as our livelihood is destroyed.
Because wars do not only kill directly but also fuel the climate crisis. So what
to do? We do not condemn it in itself when the youth take up arms to fight for
their  interests  against  capitalism,  exploitation,  and  imperialism.  When it
comes to  self-defense  in  contested areas,  they  frequently  have  no  other
option.  From Kurdistan  to  Palestine,  young people  fight  side  by  side  in
liberation  struggles  for  their  own  interests,  against  occupation  and
displacement. This is not the same as the wars of the imperialist states for
the profits of an elite. 

If we want to oppose them effectively, we have to learn from history. Here,



the October Revolution as well as the anti-war movements of the First World
War should be mentioned as relevant examples, in which workers took mass
organized  action  against  the  imperialist  system.  Only  if  we  attack  the
problem at its roots can we be successful. In the October Revolution of 1917
a  workers‘  state  was  established,  which,  in  combination  with  the  failed
November Revolution of 1918 led to the end of the First World War. On the
basis of these historical events, it is necessary to analyze the strategies used
and derive from them methodical ways of overcoming imperialist wars and
imperialism as a whole.  Another important example are the Arab Spring
uprisings, which are of great importance for anti-imperialism movements in
semi-colonial countries.

However,  simply  analyzing and transferring the strategies  and tactics  of
previous worker and youth movements is insufficient. We must apply the
lessons we can draw from them to today’s changed situation in international
politics and the changed realities of the situation for the working class. But
there remains the necessity  of  building a workers‘  and youth movement
against imperialist conflicts! But how and where can we succeed in this? To
be successful, such a struggle must necessarily take place on an international
level.  Clearly,  those  of  us  in  imperialist  countries  must  oppose  the  war
interests of our own nation. But since imperialism is also a global system, we
can only be successful if we also organize internationally. This means that a
successful  anti-war  movement  must  be  international  and  combine  the
struggle against the effects of war with the struggle against the capitalist
system. In doing so, it is important that we do not allow ourselves to be
divided by nationalism and still  defend the right to self-determination of
oppressed peoples and semi-colonies. 

For the smashing of all imperialist military and economic alliances!
For  the  defeat  of  imperialism  –  immediate  withdrawal  of  all
imperialist  troops  and  their  henchmen!
Against  all  imperialist  militarization:  Neither  conscription  nor
professional army – for the self-defense of the working class! For
democratically  legitimized  workers  militias  under  the  control  of
workers councils!



Not a cent and not a human to militarism: Against all advertising for
the  military!  Against  any  „rearmament  packages“  and  military
budgets!
Smash the arms industry! Nationalize its war profits and convert the
war industry into a civilian industry.
For  the  establishment  of  a  global  youth  and  workers  movement
against war and capitalism!
For the right of self-determination of oppressed nations.
For the right of self-determination of Ukraine, neither under control
of Russia nor under control of NATO.
Expropriate the war profiteers! All arms corporations under workers
control.
For the workers‘ right to self-defense!Disarm the bourgeois state!
No dying for imperialist wars: Against general mobilizations of the
imperialist countries.
For  the  establishment  of  an  international  workers‘  movement
opposed to war and capitalism!
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[2]https://www.tdh.de/was-wir-tun/themen-a-z/kindersoldaten/

[3]https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1334153/umfrage/verteilung-
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